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3 Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
en Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 29. März 1865. 


Preuſe n. 
0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
29. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (28. März). 

Eröffnung um 10% Uhr. Am Miniſtertiſch Graf Itzenplitz und vier 
Reg.⸗Commiſſare. Die Tribünen ſind mäßig beſetzt. 

Vor der Tagesordnung bringt der Handelsminiſter einen Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf, betreffend die Sportel⸗ und Stempelfreiheit für die gemeinnützige 
Bau Geſellſchaft zu Königsberg i. Pr., in das Haus; der Entwurf 
wird an die 2 or verwieſen. 

Adg. Dr. Ko ſch macht darauf aufmerkſam, daß der auf den 13. d. M. 
angeſetzte Termin des oſtpreußiſchen Tribunals zu Königsberg gegen den 
Abg Dr. Möller wegen Preßvergehens trotz der vom Hauſe der Abgeord⸗ 
neten am 10. d. M. beſchloſſenen Siſtirung des Verfahrens dennoch ſtattge⸗ 
funden und nur auf Antrag des Ober⸗Staatsanwalts vom Gerichtshofe auf⸗ 
gehoben iſt. Der Redner verlieſt den bezüglichen Artikel der „Königsberger 
Hartungſchen Zeitung“, bedauert die Abweſenheit des Juſtizminiſters und 
verlangt Auftlärung und eine harte Rüge für den, der die Schuld der Ver⸗ 
ſäumniß trägt. 

Präſident Grabow beweiſt, daß die Schuld an ihm nicht liegt. Das 
Schreiben des Präſidiums an das Staatsminiſterium, welches Mittheilung 
von dem Beſchluß des Hauſes vom 10, d. M. machte, iſt demſelben recht⸗ 
zeitig inſinuirt worden, wie eine vom Geh. Kanzleirath Happel vorgenom⸗ 
mene protocollariſche Vernehmung des Boten beweiſt. Das Schreiben iſt 
10 Minuten nach der Einhändigung an den Boten am Tage des Beſchluſſes 
an den Portier des Staatsminiſteriums übergeben worden. 

Der Herr Handelsminiſter wünſcht, daß dem leider abweſenden Zu: 
ſtizminiſter die Erklärung über die Angelegenheit vorbehalten bleibe. Abg. 
Dr. Möller bedauert, daß das Haus ohne ſein Vorwiſſen mit ſeiner per⸗ 
ſönlichen Angelegenheit beläſtigt worden ſei, zumal er brieflich in Erfahrung 
gebracht habe, daß die Weiſung des Herrn Juſtizminiſters, den Termin auf- 

uheben, wenn auch etwas verſpätet, in Königsberg eingetroffen ſei. Er 

ittet das Haus, über die Sache zur Tagesordnung zu gehn. — Das Haus 
läßt fie auf ſich beruhen, und tritt in die Tagesordnung ein, deren erjteı 
Gegenſtand der präjudizielle Antrag des Abg. Michaelis it: die Berathung 
der Eiſenbahnvorlagen bis nach dem Zuſtandekommen des Budget⸗Geſetzes 
auszuſetzen. Für den abweſenden Antragſteller hat die Motivirung des An⸗ 
trages einer der Mitunterzeichner deſſelben, der Abg. Klotz, übernommen. 

Abg. Klotz: Einer budgetloſen Regierung gegenüber ſteht es dem Haufe 
nicht zu, den Credit des Landes anzuſpannen und Verpflichtungen zu über⸗ 
nehmen, welche aus den laufenden Einnahmen nicht gedeckt werden, während 
das Recht des Hauſes bei der Feſtſtellung des Etats entſcheidend mitzuwirken 
verkümmert und beſtritten wird. Anlehen und Zinsgarantien ſtehn für dieſe 

rage ganz gleich. In beiden Fällen ſoll durch Special⸗Credite der Regie⸗ 
rung nachgeholfen werden, während eventuell der Etat nicht zu Stande kommt 
und der Regierung eine verfaſſungsmäßige Autoriſation für die Geſammt⸗ 
Ausgaben nicht gegeben iſt. Solche Special⸗Credite würden unſer Budget⸗ 
recht auflöſen, auch wenn ſie für ſogenannte productive Zwecke verlangt 
werden, die im Intereſſe einzelner Landestheile liegen. Ihre Gewährung 
würde das Recht und das Heil des Landes im Ganzen und Großen ſchädigen. 
(Zuſtimmung.) Freilich wird aus unſerer Ablehnung Propaganda gegen uns 
gemacht werden. Man wird ſagen: das Haus ſtützt ſich auf ſein ſormales 
Recht und läßt darüber die materiellen Intereſſen zu Grunde gehen. Aber 
die Sache liegt gerade umgekehrt, und wir ſind gern bereit, jedem Landes, 
theile ſeine Vortheile zuzuwenden lediglich unter der Bedingung, daß der 
Etat zu Stande kommt. Nach den Verhandlungen der letzten 14 Tage muß 
es klar geſtellt ſein, daß die Regierung, wenn ſie den Etat zu Stande kommen 
laſſen will, mit der Landesvertretung cooperiren muß. Im anderen Falle 
würde die Verantwortlichteit für geſchädigte Intereſſen der Regierung zufallen. 

Abg. Dalaener (gegen den präjud. Antrag): M. H.! Der geehrte Abg. 
für S den hat ſchon ſehr oft der conſerv. Partei Fehde erklärt, aber nie 
mit größerem Eclat, als geſtern, und es thut mir leid, daß ich geſtern nicht 
Gelegenheit hatte, ihm zu antworten. Wir wiſſen ihn als einen entſchloſſe⸗ 
nen, friſchen und fröhlichen Feind ſehr zu ſchätzen, und halten auch die Conſe⸗ 
quenzen, die der geehrte Redner zog, don ſeinem Standpunkte aus für ganz 
correct, freilich können wir aber ſeinen Standpunkt ſelbſt nicht als den rich: 
tigen anerkennen. Im Uebrigen nehmen wir an dem häuslichen Zwiſt, der 
ſich in Folge des Antrages des Herrn Michaelis in den Reihen der Fort⸗ 
ſchrittspartei zeigte, nicht ein materielles, ſondern nur pathologiſches Inter⸗ 
eſſe. — M. H.! Bei dem Standpunkt, den Sie geſtern eingenommen haben, 
vorausgeſetzt, daß Sie entſchloſſen find, ihn feſtzuhalten, iſt es natürlich keine 
Frage, daß Sie dem Antrage des Herrn Michaelis ihre Zuſtimmung geben 
werden. Ich will Sie auch nur daran erinnern, daß Sie durch Ihre Be⸗ 
ſchlüſſe wiederum das Zuſtandekommen eines Budgetgeſetzes verhindern. 
Wie fie den Staatshaushalts⸗Etat durch ihre Beſchlüſſe umformen wollen, 
dazu wird das Herrenhaus nie ſeine Zuſtimmung geben, ſondern ihn im 
Großen und Ganzen verwerfen. Die Regierung wird dann wieder in der 
Lage fein, ſelbſtſtändig entſcheiden zu müſſen, was ſie im Intereſſe des Lan⸗ 
des an guten und nützlichen Ausgaben zu leiſten habe. — M. H.] Wenn 
Sie den Antrag des Herrn Michaelis annehmen, fo leiſten Sie damit Ber: 
zicht auf die Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Functionen, und die Re⸗ 
gierung wird nicht umhin können, auch bei dieſen nothwendigen Ausgaben 
ſo zu verfabren, wie bei den Ausgaben für die Militärorganiſation. 

Sich ſelbſt bringen Sie alſo in die Lage, etwas zu beſließen, was nach 
Ihren eigenen Vorausſekungen doch unwirkſam ift, oder etwas abzulehnen, 
was Sie im Intereſſe der materiellen Lage des Landes annehmen ſollten. 
Vorder Sie ſich auch nicht mit der Hoffnung, daß die Ablehnung ſolcher 
Vorlagen im Lande verſtanden werden, daß die heroiſche und principielle 
Ausklaſſung, welche in dieſer Ablehnung geſehen werden ſoll, eine große Ges 
nugthuung hervorrufen wird. Wenn Sie auf den ähnlichen Be chluß des 
vereinigten 158 verweiſen, ſo bedenken Sie doch, daß die Zeiten ſeitdem 
ſich ſehr geändert haben, daß man ſich damals in den Flitterwochen des 
Conſtitutionalismus befand, in denen man von ſolchem Vorgehen alles Mög⸗ 
liche erwarten konnte. Jetzt aber, — ſehen Sie nur um ſich, jetzt werden Sie 
finden, daß man im Lande und auch bei Ihren eigenen Freunden es nicht 
billigen dürfte, wenn dieſe Eiſenbahnvorlagen um der bloßen principiellen 
Conſequenz willen in unbeſtimmte Ferne gerückt werden. Wenn der Antrag 
des Hrn. Michaelis angenommen wird, ſo handelt es ſich doch nicht um eine 
Vertagung von ſechs Monaten, ſondern um eine Zurücklegung ſo lange, als 
überhaupt der gegenwärtige Conflict ſich hinziehen wird. Ich glaube, daß 
dabei die Gemäthlichkeit ihrer Hintermänner aufhören wird. — M. H.! Durch 
Annahme der ſechs Anträge Ihrer Commiſſton und des Zuſatzantrages des 

ehrten Mitgliedes für Saarbrücken haben Sie geſtern zwiſchen ſich und dem 

inifterium eine Scheidewand gezogen (Heiterkeit); nun brauchen Sie blos 
noch den Antrag des Hrn. Michaelis anzunehmen, und Sie haben die Gren⸗ 
10 e innerhalb deren das Regieren überhaupt noch möglich ift. 

eiterkeit. 
Dazu kommt der Staatsvertrag mit Oldenburg, von dem Ihre Commiſ⸗ 
— ſelbſt geſagt hat, daß er im Intereſſe des Staats liegt. Nachdem dieſer 

rtrag genehmigt, beſchränkt ſich das, was Sie zu ſagen haben, nur auf 
Ihre finanzielle Mitwirkung. Erkennen Sie nun wirklich nicht den Wider⸗ 
ſpruch, vor dem Sie ſtehen? Den Vertrag zu genehmigen und ibn finanziell 
nicht anerkennen, heißt den Vertrag verwer en. Ich hoffe, daß Sie ſich nun 
ſelbſt klar machen werden, wie Sie die Action der Regierung nach außen 
faſt unmöglich machen. — M. H.! Ich bitte Sie demnach, den Antrag des 
Sa 1 e nicht anzunehmen. Wenn Sie es aber doch thun, dann 

itte I AR 1 
mit Ihrer ſittlichen Entrüſtung zu verſchonen, wenn wir die Andeutung 

eben, daß der Conflict Aber kurz, oder lang den bisherigen Charakter der 

ſemüthlichkeit verlieren dürfte. . 

Abg. Meibauer (für den präjud. Antt.), weiſt zunächſt den Vorredner 
wegen der e bezüglich des „patbologiihen Intereſſes« und wegen 
einiger anderer Inſinuationen ähnlichen Charatters zurecht. M. H.! Was 
die Sirmeifutig auf den vereinigten Landtag anbetrifft, jo will ich nur den 
einen Unterſchied hervorheben, der darin liegt, daß der vereinigte Landtag 
das Budgetrecht, das wir zu üben befugt ſind, nicht e 
Scheidewand anbetrifft, die mon uns und dem Minifterium aufgethürmt 

„jo wundere ich 15 da 15 der verehrte Abgeordnete für Neuſtettin 

bon der geftrigen Abfümmung dat. | 
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dern in dieſem Haufe erlebt, 


ch auch die Folgen zu vergegenwärtigen und uns wenigſtens 


Was die 


Sie iſt in dem Augenblicke entſtanden, als die Staatsregierung zum erſten⸗ 
male über Ausgaben verfügte, die vom Abgeordnetenhauſe ausdrücklich abge⸗ 
ſetzt worden waren, und der Culminationspunkt des Conflicts, meine ich, 
datirt von der Rede, in der der Herr Finanzminiſter neulich ſeine bekannten 
Anſichten über das Budgetrecht niedergelegt hatte. — M. H.! Eine Kammer, 
welche um ihr verfaſſungsmäßiges Recht kämpfen muß, kann ſolche Geld⸗ 
bewilligungen, wie fie durch die in Rede ſtehenden Vorlagen gefordert werden, 
nicht machen. Sie darf nicht dazu beitragen, daß die Krankheit, welche für 
eine chroniſche erklärt wird, nach dem Gutdünken der Regierung bleibt oder 
ihr Ende exreicht. Ich halte uns überhaupt nicht für berechtigt, und ſo lange 
wir nicht im Stande ſind, eine klare Ueberſicht der wirklichen Ausführung 
unferer Etatsaufſtellungen zu gewinnen, weder formell noch materiell befugt, 
dem Lande neue Laſten 7 5 85 So lange müſſen wir alle Vorlagen, 
die neue Laſten in Ausſicht nehmen, einfach ablehnen. Der präjudizielle An⸗ 
trag von Michaelis iſt desbalb ein mildernder, nicht ein verſchärfender, denn 
er fordert ja nur, den Beſchluß auszuſetzen, bis ein verfaſſungsmäßiges 
Budget zu Stande gekommen iſt. (Redner geht unter einiger Unruhe des 
Hauſes, die das Verſtändniß feiner Ausführungen weſentlich beeinträchtigt, 
auf den Staatsvertrag mit Oldenburg und auf die Eiſenbahn⸗Vorlagen im 
Speziellen ein.) . i ee 

M. H.! Wenn auf die Folgen hingewieſen worden ift, die aus der An⸗ 
nahme des Antrages von Michaelis entſtehen könnten, ſo glaube ich, daß die 
allgemeinen Schäden, die eine Verwerfung des Antrages nach ſich zöge, 
ſchwerer wiegen, als die materiellen Verluſte der Einzelnen. Ich glaube auch 
nicht, daß unſer Volk durch die Lockſpeiſe, die ihm in den Eiſenbahn⸗Vor⸗ 
lagen vorgeworfen iſt, ſich fangen laſſen wird. Das Verfahren der Regie⸗ 
rung ſcheint mir darauf hinauszulaufen, die Provinzial⸗Intereſſen gegen uns 
anzurufen und uns dadurch zu bermögen, daß wir uns unmerklich von un: 
ſerem Standpunkt ſortſchieben laſſen. Aber, m. H.! Wir find nicht die Ver: 
treter einzelner Provinzen und ihrer Spezial⸗Intereſſen, ſondern die Ver⸗ 
treter des geſammten preußiſchen Volkes. Wir wollen uns nicht auf das 
Niveau von Provinzialſtänden und deren Intereſſen binunterdrücken. Die 
Regierung hat uns geſagt, daß wir unſer Budgetrecht nicht an der Militär: 
frage, ſondern an irgend einer anderen probiren ſollen, um es zur Geltung zu 
bringen. M. H.! Der Andeutung gegenüber, die wir ſo eben von dem Ab⸗ 
geordneten für Neuſtettin vernommen haben, kann ich Ihnen nur zurufen: 
Hüten Sie ſich, das unzweifelhafte Budgetrecht des Landes zum Probirſtein 
für abſolutiſtiſche Neigungen zu machen. Ich bitte Sie, ſtimmen Sie für den 
Antrag des Abg. Michaelis. (Beifall.) : Are 

Abg. Hahn (Ratibor): Ihre Discreditirung bei dem Lande, die wir leb⸗ 
haft wünſchen, könnte ſich durch Nichts leichter erreichen laſſen, als durch Ans 
nahme des Antrages Michaelis. Es iſt eine wunderbare Ironie des Schick⸗ 
ſals, daß 24 Stunden nach Annahme der Anträge, welche ſich darauf grün⸗ 
den, daß die Regierung zu wenig für productive Zwecke thun ſoll, dieſe Re⸗ 


gierung mit Vorlagen zu ſolchen Zwecken vor das Haus tritt und Sie dieſe 


Vorlagen ablehnen wollen. Denn der Michaelis'ſche Antrag mit der Verta⸗ 
gung der Vorlagen ad Cal. Graecas heißt doch nur Ablehnung der letzteren. 
Ein Etat unter Zuſtimmung der drei Factoren wird unzweifelhaft eben ſo 
wenig in dieſem, wie im vorigen Jahre zu Stande kommen, alſo mit An⸗ 
nahme des Antrages ſtellen Sie den Bau der Eiſenbahnen in Rede min⸗ 
deſtens auf ein Jahr in Frage. Der Antrag kann nur einen Druck auf die 
Regierung bezwecken, um ſie zu einem Etat nach Ihrem Wunſche zu zwin⸗ 
gen. Dabei verrechnet man ſich nach zwei Seiten, nach Seite der Regierung, 
weil dieſe lieber den Eiſenbahnbau ein Jahr vertagen, als von den, von ihr 
für Recht erkannten Prinzipien in Bezug auf den Etat abzugeben. Nach der 
Seite des Landes verrechnet man ſich, weil das Land und Volk, welches Sie 
hinter ſich zu haben glauben, den Antrag verwirft, beurtheilt ihn doch die 
liberale Preſſe durchgängig herb und räth feine Verwerfung. Man verrech⸗ 
net ſich, wenn man glaubt, dem Lande plauſibel zu machen, man wahre ein 
höheres, das Budgetrecht, dadurch, daß man ein kleineres aufgebe. Sie ha: 
ben ſchon einmal einen Umſchwung der Meinung, nicht nur im Lande, ſon⸗ 
Wie hat man im vorigen Jahre die Politit 
des Miniſteriums Bismarck als anti⸗preußiſch und anti⸗deutſch angegriffen? 
Und wenn ein liberales Blatt meldet, daß noch jüngft 40 Mitglieder der 
Fortſchrittspartei g 

Präſident Grabow: Ich bitte den Herrn Abgeordneten bei der Sache 
zu bleiben; wir find bier bei dem Michaelisſchen Antrage und nicht bei der 
auswärtigen Politik. - 

Abg. Hahn (Ratibor) fährt fort: Ich meine alſo, daß wie Sie in der 
äußeren, jo auch in der inneren Polik einen Umſchwung erleben werden. 
Sie kämpfen nur mit Reſolutionen, die Regierung kämpft mit Thaten und 
wird bald genug Volk und Land hinter ſich haben. Der Abgeordnete für 
Heiligenbeil fagte neulich, die Regierung disciplinire die Provinz Preußen; 
wenn Sie den Antrag Michaelis annehmen, dann disciplniren Sie die 
Provinz Preußen und alle anderen Provinzen, welche bei den Eiſenbahn⸗ 
Bauten betheiligt werden ſollen. Ich bitte Sie, den Antrag abzulehnen. 
Beifall von den Conſervativen.) 

Abg. Möller: M. H.! Sie haben geſtern Beſchlüſſe gefaßt und Anträge 
angenommen, in Bezug auf welche die königliche Staatsregierung allein die 
Macht der Entſcheidung in Händen hat und über deren Erfolglosigkeit wir uns nach 
den offen ausgeſprochenen Erklärungen der Miniſter keiner Täuſchung hingeben 
werden. Heute liegt das Verhältniß gerade entgegengeſetzt. Heute tritt die 
Regierung mit einem Anliegen an uns heran. In unſerer Hand liegt die Ge: 
währung, in unſerer Hand folglich die Macht, und nach dem, was wir heute 
beſchließen, wird die parlamentariſche Geſchichte unſeres Staates beurtheilen 
können, ob wir zur Zeit für die volle Inanſpruchnahme unſeres Verfaſſungs⸗ 
rechtes ſchon reif find, oder nicht (Bravo! Sehr wahr!), und ich meine, mit 
der Annahme des Michaelis'ſchen Antrages werden wir für unſer Recht eine 
wirkſame Waffe ſchmieden können, indem wir alle diejenigen, welche das 
nächte Intereſſe an den Forderungen der Regierung haben, einen ſcharfen 
Sporn empfinden laſſen, mitzuwirken zu der Aufhebung des budgetloſen Re⸗ 
Regiments. (Bravo!) M. 5. Wenn wir der a Ye fagen: wir können 

uch unmöglich außergewöhnliche Geldmittel zur Verwendung geben, bevor 
dr uns nicht den vollen verfaſſungsmäßigen Einfluß auf das Zuſtande⸗ 
kommen des Budgets einräumt, den wir verlangen können und müſſen, und 
ie Seudahn thut das nicht, an wem wird dann die Schuld liegen, wenn 
die Eiſenbahnen nicht gebaut werden, an uns oder an dem Miniſterium? 
M. H., erinnern Sie ſich daran, daß ein Theil dieſer Vorlagen ſchon in 
der vorigen Sitzung eingebracht wurde und in der Commiſſion eine günſtige 
Beurtheilung fand, aber drei Tage bevor das Haus ſich därüber ausſprechen 
konnte, wurde es Knall und Fall geſchloſſen (Sehr wahr!), an wem, frage 
ich, hat damals die Schuld gelegen? Als der vereinigte Landtag jene Eiſen⸗ 
bahn⸗ Bewilligungen ablehnte, galt es, die formelle Erwerbung des Rechtes 
auf Beſchlußfaſſung der Reichsſtände durchzuſetzen und heutzutage, m. H., 
gilt es, dieſes Recht factiſch wiederzuerohern. Denn, m. H., Sie werden Alle 
zugeben, daß wir nicht weit davon entfernt find, wieder zu der traurigen 
Rolle von berathenden Ständen herabgedrückt zu werden. (Sehr wahr!) Sie 
Alle wiſſen, wie unſeren Beſchlüſſen vollendete Thatſachen und unſerem Rechte 
Gewalt gegenüber geſtellt wird. Sollen wir da die einzige Gelegenheit, die 
uns vielleicht in dieſer ganzen Seſſtion gegeben wird, Macht gegen Macht 
aufzubieten, unbenußt vorüber gehen laſſen? Nein, m. H., ich denke das Volt 
wird uns heute nicht weniger verſtehen, wenn wir dieſe Mittel verweigern, 
als es damals vor 18 Jahren jenen Beſchluß des Landtages erkannt und 
gewürdigt hat. (Bravo links.) Auch dagegen muß ich mich erklären, daß wir, 
wie uns vorgehalten wurde, doch wenigſtens in die Berathung der Vorlagen 
heute eingehen lönnten ; die heutige Bergthung würde dem Minifterium bona fides 
geben und einen Vorwand zu ſagen: wir mußten ja wohl das Geld nehmen, 
wo wir es fanden, wir mußten mit oder ohne Verfaſſung diejenigen Anlagen 
zur Anführung bringen, die ja von dem Hauſe ſelbſt als zweckmäßig aner⸗ 
kannt worden und. Heißt das nicht den budgetloſen Zuſtand verewigen? 

Was aber die Stellung derjenigen im Hauſe betrifft, die etwa geneigt 
find, Nr. 1, 2 u. 3 zu verwerfen, Nr. 4 bis 6 aber anzunehmen, fo fürchte 
ich, wenn man aufrichtig der Sache auf den Grund Phat will, es wird ſich 
hinter den Gründen, die Sie anführen, ein gut Theil deutſchen Pfahlbarger⸗ 
9 und beſchränkten Lokal⸗Patriotismus verſtecken (Sehr richtig links.) 
Was folten auch wohl die Herren Wahlmänner jagen, wenn man ihnen 
ihre Eisenbahnen, auf die fie ſich ſchon fo gefreut haben, zu Falle bringen 
wollte. In ſolchem Geiſte mag man vielleicht Lippe⸗Bückeburg oder Reuß⸗ 
Greiz vierter Linie vertreten (Heiterkeit), aber von einem preußischen Abs 


geordneten erwarte ich, daß ihm das Ganze höher ſtehe als der Theil, und 
daß ihm das Recht des Ganzen höher ſtehe als der einzelne Vortheil. 
hehe links.) Und wiſſen denn die Herren Partikulariſten, daß die Bewil⸗ 
igung auch wirklich ihrer Eiſenbahn und keiner andern zu Gute komme? 


(Hört!) M. H.! Ich möchte Sie warnen, dieſem Glauben allzu ſehr zu ver⸗ 


rauen. Das Prokokoll der vierten Sitzung der Budget⸗Commiſſion conſta⸗ 
tirt die Thatſache, daß die für die ſchleſiſche Gebirgsbahn bewilligten Gelder 
nicht für dieſe, ſondern für die Holzminden⸗Altenbuckener verwendet worden 
ſind 1 hört!), und die Regierung hat es nicht einmal für nothig gehal⸗ 
ten, ſich darüber zu rechtfertigen. Nun, m. H.! Einer ſolchen Thatſache ges 
enüder, welche Sicherheit daben Sie denn, daß die von Ihnen für Ihre 
ahnen bewilligten Gelder nicht für andere Bahnen oder für weiß Gott was 
für andere Zwecke verausgabt werden? (Sehr wahr links.) M. H.! Es 
gilt hier zu entſcheiden, ob man es in Wahrheit 3 meint mit dem preu 
ßiſchen Verfaſſungsleben, und wem es ſolcher Ernſt iſt, der wird, glaube ich, 
für den Antrag Michaelis ſtimmen. (Lebhaftes Bravo links. re 
Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Meine Herren! Ich habe die Eiſen⸗ 
bahnvorlage eingebracht am erſten Tage der Conſtituirung des Hauſes, und 


wir treten heute, nachdem Monate vergangen, am 28. März in die Berathung. 
Dieſer Zuſtand iſt an ſich ſchon unvortheilhaft; indeß ich will es dankbar ans 


erkennen, daß wir noch heute zur Berathung gelangen. Es iſt gerade jetzt die 
Zeit, Eiſenbahnen zu bauen, wo die Tage länge länger werden und der Früh⸗ 
ling kommt (Heiterkeit), verſchieben Sie aber die Sache, bis ein Staatshaus⸗ 
halts⸗Etat zu Stande kommt, — es iſt ja moglich, daß er zu Stande kommt, 
ſo werden noch viele Wochen darüber vergehen und die Zeit wird immer 
theurer werden. Ich muß mich im Allgemeinen gegen den Antrag Michaelis 
erklären. Die betreffenden Poſten für die oſtpreußiſchen Bahnen die wir ver⸗ 
langen, ſind im Etat ausgeworfen, für ſie bedarf es daber keiner Anleihe und 
keiner Garantie; bei der Eifel⸗Bahn handelt es ſich aber wirklich um eine 
Garantie, und wenn geſagt worden iſt, Sie wollen der Regierung keine Mit⸗ 
tel in die Hand geben, ſo bemerke ich, daß eine Garantie nicht Mittel in die 
Hand giebt, ſondern im Gegentheil Ausgaben veranlaßt, und ich ſehe keinen 
Grund, warum eine Garantie ebenſo behandelt werden ſoll, wie eine Anleihe. 
Das thut aber der Michaelis'ſche Antrag. — Meine Herren! Ich ſtelle mich 
auf den Standpunkt, daß die Staatsregierung, wie die Mehrheit dieſes Hau⸗ 
ſes, das Wohl des Landes im Auge hat, und daß Sie dieſen Standpunkt 
auch heute feſthalten werden. Ich bin mit der Ueberzeugung hierher gegan⸗ 
gen, daß wir in dieſer Frage uns einigen werden, und meine Herren, ich habe 
dieſe Ueberzeugung noch jetzt. Ich kann Sie daher im Namen des Landes 
nur dringend bitten, den vorgeſchlagenen Antrag abzulehnen und in die Spe⸗ 
zialdebatte einzugehen. Meine Herren! Die Geſetze zu verwerfen, ſteht ja in 
Ihrer Macht, aber ſie ganz und gar von der Hand zu weiſen, ohne über⸗ 
haupt in die Berathung einzugehen, das, glaube ich, kann nicht zum Wohle 
des Landes gereichen. 

Reg.⸗Commiſſar Hoffmann. Es iſt wiederholt auf eine Aeußerung 
des Herrn Miniſter Präſidenten Bezug genommen, daß die Staats⸗Regierung 
die Mittel hernehmen würde, wo ſie ſie finde. Ich weiß nicht, ob die Aeuße⸗ 
rung von dem Herrn Miniſter⸗Präſidenten in dieſer Weiſe gemacht worden 
iſt (Ja! En !); aber ich glaube, daß ihr eine zu weite Ausdehnung gegeben 
worden iſt; jedenfalls hat die Aeußerung nicht dahin gehen ſollen, daß die 
Staatsregierung Mittel, die ihr zu beſtimmten Zwecken bewilligt worden, zu 
andern Zwecken habe verwenden wollen. Der Hr. Abg. Möller befindet ſich 


in Betreff der Verwendung von Eiſenbahn⸗Anleihen in einem Irrthum; 


was ihm vorſchwebt, war ein reines Kaſſenmanöver (Bewegung). enn die 
Staatsregierung im vorigen Jahre beim Ausbruch des Krieges zwei An⸗ 
leihen, eine 4 procentige und eine 4, proc. zu realiſiren batte, fo that die 
Regierung ihre Pflicht und ſchützte die Staatskaſſe vor Verluſt, wenn ſie 
die 4proc. zurückhielt und mit dem Verkauf der 4½ proc. vorging. Ich 
habe dieſe Operation als eine Kaſſenoperation bezeichnet. Wäre ſtatt der 
beiden Anleihen nur eine 4proc. zur Verfügung geweſen, jo würde die Staats⸗ 
regierung aus bereiten Mitteln die Summe vorgeſtreckt haben und erſt in 
einem güuſtigeren Zeitpunkte zur Realiſirung vorgegangen fein. Daraus 
darf nicht gefolgert werden, daß die Anleihe zu einem anderen, als zu dem 
urſprünglich beſtimmten Zwecke verwendet worden iſt. 

Handelsminiſter: M. H., im Anſchluß an die Worte des — — 

0 Aan) Grabow: Ich ertheile dem Herrn Handelsminiſter das Wort. 

eiterke b 

Handels miniſter (fährt fort): Anſchließend an die Worte des Com⸗ 
miſſars bemerke ich, daß ich mit dem Bau der ſchleſiſchen Gebirgsbahn, ſo⸗ 
bald es das Wetter erlaubt, wieder mit allen Kräften vorgehen werde. 
dieſer Beziehung, m. H., können Sie unbeſorgt ſein. Die Summen werden 
dazu verwendet werden, wozu ſie beſtimmt ſind. Wollten Sie aber in die 
Discuffion gar nicht eingehen, jo würde man mit Recht jagen, daß Sie übers 
haupt dem Lande nicht helfen wollen. 

Abg. Dr. Simſon: M. H.! Ich glaube, Sie (zur Linken) thun den 
Herren drüben Unrecht, wenn Sie das, was jene als Futurum ausſprechen, 
für Prophezeiungen halten. Es iſt unglaublich, woher man jetzt noch den 
Muth zum Prophezeien nehmen kann, nachdem man mit allen feinen Pros 
phezeiungen bis jetzt Fiasco gemacht hat. So oft der Abgeordnete für Neu⸗ 
ſtettin und feine Freunde ſich auf das Gebiet der Prophezeiungen begeben, 
gleichen fie dem Teireſias in der Fabel mit feinem Ausſpruch: „erit aut 
non erit“. Oft baben jene Herren und meiſt unaufgefordert freiwillig der 
Regierung ihre Rathſchläge angeboten, und oft haben wir erlebt, daß ſich 
die Regierung dafür bedankt hat. Dies baben wir zu meiner Freude auch 
beute erlebt. Der Abgeordnete für Neuſtettin ſtellt das Zuſtandelommen 
eines Etats in Abrede, der Herr Handelsminiſter zeigt durch ſeine Aeußerung 
5755 De n jden Antrag, daß er an die Möglichkeit des Zuſtande⸗ 
ommens glaubt. f 

Nach meinem Ermeſſen iſt der Antrag nach der Verfaſſung und Ges 
ſchäfts⸗Ordnung durchaus zuläſſig. Er macht die Gifenbahnber 
Regierung abhängig von dem Zuſtandekommen des Budgets, alſo von einer 
Bedingung, die ih von ſelbſt beriteht. Vor drei Jahren würden wir einen 
4 Antrag far völlig überflüffig erklärt haben. bin auch nicht der 
Meinung des Herrn Handelsminiſtets, daß die Annahme des Antrages den 
Uebergang 1 üb a über die Eiſenbahn⸗Vorlage bedinge. Der 
Antrag macht die Vorlagen a ängig, wenn Sie mir dieſen juriftiichen Aus⸗ 
druck erlauben, von einer Poteſtatib Bedingung: er legt es in die 
Regierung, daß die Vorlagen in das Leben treten. Noch — aber bin 
ich der Anſicht des Abg. 1125 Neuſtettin, daß die Mäjorität mit Annahme des 
Antrages den Rubicon überſchreite. Nach feiner Geographie ſcheint er 
viele Ströme dieſes Namens zu haben, und fo oft er auch eine Ueberſchrei⸗ 


Anderes wäre es, wenn der Antrag die Eiſenbahnvorlagen abhängig machte 

von der Anerkennung unſeres 8 welches wir von Einzelnen faſt 

bis zur e eit unfer „ſogenanntes“ Budgetrecht nennen hören. Es 

885 fle no im d der A 0 red 8 Streit um 
udgetrecht fortwährte. enn rag als ſolchen für zuläſſig 

Ochsen konnte, fo kann ich es auch, indem ich 0 Deuce 

Der Antrag iſt 5 die R 

Hrn. Kriegsminiſters den ve 

Aber, m. H., eine Pflicht, für den Antrag zu ſtimmen, ſehe ich trotz 

alledem nich ii uns. Dieſes ſcheint Ihnen (zur Linken) nur der Abg. für 


tung des Rubicon proclamirt hat, erfolgt I fe niemals. (Heiterkeit) Ein 
iſen 


Neuſtettin 0 ee Pi er an A 
indem er ein ſolches Votum für eine Conſeguenz Ihres ganzen Verhalten 
erklärt. Nun bin ich Bead ob Ele Nee * ganz haltens 
des Hrn. Abg. für Neuſtettin A 


Rathe folgen werden. Die Parallele, welche ds chen uns und dem dereinig⸗ 


ten Landtage gezogen worden paßt nicht. 
ich beiläufig für die glüdlichite, für die beneſdenswertdeſte aller part 
riſchen Nee erachte. — 1 in dieſem paxlamenta⸗ 
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b Gediet der Compromiſſe 
Aich, aber über Recht und Unrecht, über Wahrheit und Unwahrheit, über Ans 
eertennung und Nichtanerkennung der Verfaſſung giebt es keine Compromiſſe. — 


1 


Te 


Rede ift, fo muß ich fragen, welch ein Muth gehört dazu von Seiten der 
Partei, auf den vereinigten Landtag hinzuweiſen, die fh doch ſagen muß, 
wenn ihre unſeligen Rathſchläge nicht befolgt worden wären, ſo würde das 
Land von einem 18. März 1848 ſchwerlich etwas wiſſen. 

Hier ſteht eine Warnungstafel vor den Rathſchlägen einer Partei, wie 
aum an einer anderen Stelle unſerer vaterländiſchen Geſchichte. Wenn ich 
mir nun aber die Ratio des Antrages vorführe, ſo kann ich demſelben doch 
nicht zuſtimmen. Das Land leidet ſchon ſchwer genug unter der Kalamität 
des budgetloſen Zuſtandes, einer Kalamität, die nicht nur von uns, ſondern 
auch von der Regierung ſchwer empfunden wird. Ich habe manchmal die 
Empfindung, als ob die Maſchinen dieſes Staates ſich zwar noch in ihren 
Rädern drehen, aber als ob fie den Staat nicht mehr vorwärts brächten, als 


ob es eben nur noch den Schein des Vorwärtskommens in den auswärtigen 


Erfolgen gäbe, an deren letztem Ende wir doch auch noch nicht angelangt 
ſind. Wenn das Land alſo unter der Laſt des budgetloſen Zuſtandes leidet, 
ſo müſſen wir es nicht auch noch durch Schädigung feiner materiellen Inte⸗ 
reſſen leiden laſſen. Da es uns leider nicht gegeben ift, ſchädliche Dinge zu 
hemmen, fo dürfen wir wenigſtens nützlichen Dingen unſere Beförderung 
nicht entziehen, damit das Land nicht doppelt leide. Nicht der Regierung 
bewilligen wir die Eisenbahnen, ſondern dem Lande, uns ſelbſt. Alle Argu⸗ 
mente, die Sie aus der Stellung des Miniſteriums zum Lande ableiten, 
treffen nicht den Kern der Sache. Für uns paßt es nicht, die Zuſtimmung 
au Forderungen zum Vortheil des Landes zu verſagen, wofür ich die Vor⸗ 
agen halte, wie weit mit Recht, wird die Specialdebatte erweiſen. Und wie 
verhalten Sie ſich denn bei Annahme des Antrages zu ähnlichen Beſchlüſſen 
in den früheren budgetloſen Jahren? Wie wollten Sie die Beſchlüſſe der 
Annahme des Antrages aufrecht erhalten gegenüber den Zollvereinsverträgen, 
dem den ‚Die Deductionen des Abg. Möller paſſen auch darauf. 
M. H.! Laſſen Sie die Unterſcheidung von Anleihen, Garantien, Staats⸗ 
beihilfe fallen, zumal nachdem der Herr Handelsminiſter die Möglichkeit ſei⸗ 
ner uſtimmung zu dem Antrage v. Benda in Ausſicht geſtellt hat, welcher 
eine Anleihe unnöthig macht. Ich bitte Sie, m. H., folgen Sie dem Rathe 
des Abg. Wagener nicht, ſondern ſtimmen Sie mit uns gegen den Michaelis⸗ 
ſchen 1 (Beifall und Widerſpruch.) f 

Der Schluß der Diskuſſion wird beantragt, jedoch, nachdem die Redner⸗ 
liſte verleſen, abgelehnt. Es erhält das Wort 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs für den Antrag. (Der Redner iſt ſehr ſchwer 
verſtändlich.) Die Regierung hat in der Reihe von Jahren, ſeit kein Etats⸗ 
geſetz zu Stande gekommen, ohne Etat regiert, und ſie hat ſogar offen er⸗ 
klärt, daß ſie ein ſolches Verfahren für gerechtfertigt halte. So lange ein 
derartiger Zuſtand währt, liegt die Verfaſſung eigentlich todt. Darum iſt 
es Verpflichtung, in jeder Beziehung dagegen zu arbeiten. Man ſagt vun 
freilich, wir ſchädigten durch die Annahme des Antrages die materiellen In⸗ 
tereſſen des Landes, und wir würden deshalb nicht wieder gewählt werden. 
Die materiellen Intereſſen können wir nur in den Gegenden ſchädigen, in 
denen die Eiſenbahnen erbaut werden ſollen, und dieſe werden ihren jetzigen 
Zuſtand wohl auch noch eine Zeit lang ertragen können. Und die Frage, 
ob wir wiedergewählt werden, darf für uns gar nicht entſcheidend ſein; ſie 
iſt im Weſentlichen nur eine Frage der Eitelkeit. Das Land kaun beſſere 
Vertreter finden, als wir find; wir haben die Verpflichtung, bei unſerer Ab» 
ſtimmung nicht darnach, ob wir wiedergewählt werdern, Toy nur nad 
unſre Ueberzeugung zu fragen. (Lebhaftes Bravo.) 

Der Schluß der Debatte wird noch einmal beantragt und jetzt angenom⸗ 
men. Es erfolgen noch perſoͤnliche Bemerkungen: 

Abg. Hahn (Ratibor). Ich habe mit allergrößter Entſchiedenheit und 
Offenheit die Ablehnung des Antrages empfohlen. Der Herr Abg. Simſon 
hat dies anders dargeſtellt, er hat verſucht, mir die Abſicht zu unkerſchieben, 
ich hätte die Gegenpartei myſtificiren wollen. Das iſt ein Verfahren, wofür 
mir der parlamentariſche Aus druck fehlt. 

Abg. Wagener. Ich befinde mich ebenfalls in der Lage, 
thungen des Herrn Abg. für Montjoie zurückweiſen zu müſſen. Ich babe ge⸗ 
ſagt, es wäre eine Conſequenz, wenn die Majorität des Hauſes für den 
Antrag ſtimmte. Wenn der Herr Abg. für Montjoie dies anders vargeſtellt 
hat, ſo muß ich vermuthen, daß er mich mit dem Abg. Dr. Möller verwech⸗ 
ſelt hat. (Heiterkeit) Außerdem hat derſelbe meiner geographiſchen Kennt⸗ 
niſſen Erwäbnung gethan und gemeint, auf meiner Landkarte müßten viele 
Flüſſe den Namen „Rubicon“ führen. M. H! Meine Landkarte iſt ganz 
correct, aber es gebt mir ſo wie dem Manne in der Fabel, der einen Kohl⸗ 
kopf, eine Ziege und einen Wolf über einen Fluß ſchaffen wollte und deß⸗ 
wegen hin und zurückfahren mußte, weil eins das andere ſonſt aufgezehrt 
hätte. (Heiterkeit.) Der Herr Abg. hat endlich auf meine Prophetengabe 
hingewieſen. Ich weiß darüber nur zu erwidern, daß ich immer das Rich⸗ 
tige vorhergeſehen und daß ich bereits im Jahre 1861 gegen Herrn. v. Vincke 
ausgeſprochen, daß die Partei, welche damals die Majorität dieſes Hauſes 
bildete, nicht die Früchte ihrer Arbeit ſehen werde. Das iſt jetzt eingetroffen, 
die damalige Majorität iſt jetzt die kleine Partei, zu der der Hr. Abg. Sim⸗ 
ſon gehört, (Bravo rechts.) 

Abg. Dr. Möller: Der Herr Regierungs⸗Commiſſar hat nur zugeſtan⸗ 
den, es ſei die von mir erwähnte Thatſache ein Kaſſen⸗Manöver geweſen. 
Ich bin indeſſen bereit, die Richtigkeit des von mir Behaupteten, durch Ver⸗ 
leſen des vor mir liegenden Actenſtücks zu erhärten und halte mich daher für 
berechtigt, meinen Ausdruck aufrecht zu erhalten. (Hört! hört!) 

Abg. Dr, Simſon: Ich bin weit entfernt, auf die Aeußerungen der 


die Vermu⸗ 


Herren Wagener und Hahn näher einzugehen. Ich berufe mich nur auf den 


Eindruck, den die Reden jener Herren auf das Haus gemacht haben, und 
überlaſſe Ihnen zu entſcheiden, ob ich zu meinen Aeußerungen berechtigt war. 
Ob ich aber jo geſprochen, daß ſich dafür nicht einmal ein parlamentariſcher 
Ausdruck als Bezeichnung finden läßt, darüber muß ich mir das Urtheil des 
Herrn Präſidenten erbitten, denn mir ſcheint es weit über die Competenz eines 
Mitgliedes hinauszugehen, ſo etwas auszuſprechrn. 

raͤſivent Grabow: Ich muß auch erklären, daß mir der Herr Abg. 
Hahn zu weit gegangen zu ſein ſcheint. Es mag das wohl daher kommen, 


weil er unſeren Sitzungen noch nicht lange genug beiwohnt. 


Abg. Klotz (für den Antragſteller) giebt einen Ueberblick über die Debatte 
und ſchließt mit einer nochmaligen Empfehlung des Antrages, indem er ſagt: 
wir machen uns zu Mitſchuldigen an dem Zerfall des Budgetrechts, wenn 


wir nicht in dieſer Weiſe dafür eintreten. (Bravo.) 


Von verſchiedenen Seiten iſt namentliche Abſtimmung beantragt. Es 
werden im Ganzen 286 Stimmen abgegeben, davon für den Antrag 108, 
dagegen 178 Stimmen; der Antrag iſt alſo abgelehnt. Die Fortſchrittsparlei 
bat im Allgemeinen für den Antrag geſtimmt, außer den Abg. v. Kirchmann, 
Reichenheim, Dr. Becker (Dortmund), Paur, Senff, Lent; das linke Centrum 
hat im Allgemeinen gegen den Antrag geſtimmt, dafür jedoch die Abg. von 
Bockum⸗Dolffs, v. Carlowitz, Frech, Dahlmann. 

Das Haus geht nunmehr zum zweiten Theile der Tagesordnung über: 
„Berathung des Berichts der vereinigten Commiſſionen für Handel und für 
Finanzen über den nebſt Schluß⸗Protocoll vorgelegten Staatsvertrag zwi⸗ 
ſchen Preußen und Oldenburg wegen weiterer Entwicklung der durch den 
Kriegsbafen⸗Vertrag vom 20. Juli 1853 begründeten Verhältniſſe vom 16. 
Februar 1864.“ Die verein. Commiſſionen a beantragt, das Haus wolle 
den Staatsvertrag nebſt dazu gehörigem Schlußprotocoll berathen, die Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die von den vereinigten Commiſſionen empfohlene verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Zuſtimmung aber ausſetzen, bis das Geſetz über den Staats⸗ 
baus halt für 1865 zu Stande gekommen iſt. 

Die allgemeine Debatte über den Bericht eröffnet der 

Abg. Dr. Gneiſt (gegen den Commiſions⸗Bericht): Ich habe mir das 
Wort erbeten, um in dieſer General⸗Discuſſion noch das Prinzip zu erörtern, 
welches in der vorigen Abſtimmung lag; um über die Fuer zu ſprechen, ob 
unſer beſtehender Budgetſtreit in einem ne Zuſammenhange ſteht 
mit der Genehmigung oder Nichtgenehmigung ſolcher Staatsverträge, wie fie 
vorliegen. Ich glaube dies nicht annehmen zu können und zwar gerade nach 
dem Sinne der Beſchlüſſe, die bisher von dieſem Hauſe in der Budgetfrage 
gefaßt ſind. Wir behaupten, es liege eine zwlefache Rechtsverletzung in Bes 


Sie werden, um die alf ne des Hauſes zu erlangen, auf die frühe⸗ 

ückſicht nehmen müſſen. Die Verhandlungen können 
ſich dann mehrmals wiederholen und ſie werden dabei auf das vielbeſprochene 
führen. Compromiſſe find auf dieſem Gebiete mög: 
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Eine andere Verletzung, welche dem Conflict zu Grunde liegt, iſt durch bi 
Verausgabung vieler Millionen ohne Genehmigung des Hauſes begangen. 
Dieſe Frage ift lediglich nach dem Grundſatze der Miniſter⸗Verantwortlichkeit 
zu beurtheilen. Sehen Sie einmal nach, ob jemals eine Anklage gegen einen 
Miniſter erhoben worden iſt, weil er die Gelder eingenommen und ſtaats⸗ 
rechtlich verpflichtete Ausgaben geleiſtet hat. Eine nothwendige Ausgabe kann 
ſehr wohl ohne Vollmacht geleiſtet werden. Der Staat iſt eine Perſon, deren 
Einnahmen und Ausgaben in der Hauptmaſſe auf permanenten Geſetzen be⸗ 
ruhen. Dieſe kann kein Abgeordnetenhaus durch Budgetbeſchlüſſe auch nur 
für einen Tag außer Kraft ſetzen, denn es würde dahin führen, daß die 
Verwaltung bollitändig gelähmt wäre. Wir werden durch Beſchlüſſe die 
Staatsregierung nicht hindern können, auf Grund publicirter Landesgeſetze 
etatiſirte Ausgaben zu leiſten. 

Nicht die Leiſtung ſolcher Ausgaben macht die Staats⸗Regierung verant⸗ 
vortlich, ſondern deren Unterlaſſung. Dagegen hängen von unſerer Bewilli⸗ 
gung alle Ausgaben ab, welche weder in der Verfaſſung, noch in den Ge⸗ 
ſetzen bedingt ſind. Darnach hat das Haus die Koſten der Reorganiſation 
abgeſetzt, es hat in einem Falle ſein Recht gebraucht, wo die Regierung nicht 
nur finanziell und volkswirihſchaftlich, ſondern auch geſetzlich im Unrecht war. 
Zur Abhilfe dieſes Conflicts konnte nun allerdings der Rath gegeben wer⸗ 
den, daß Sie das ganze Budget verwerfen. Ein ſolcher Beſchluß wäre hoch⸗ 
wichtig, aber den Charakter der Ernſthaftigkeit würde er nicht an ſich tragen, 
ſeine Folge würde nur ſein, daß wir ſelbſt die Grenze zwiſchen berechtigtem 
und unberechtigtem Widerſpruch zu unſerem Nachtheile und zum Vortheile 
der Regierung verwiſchen würden. Es wird nun behauptet, daß mit dem 
Zuſtandekommen des vorliegenden Budgets das Budgetrecht des Hauſes her⸗ 
geſtellt ſein werde. Das iſt nicht der Fall; die Herſtellung unſeres Budget⸗ 
rechts beſteht nur in der unzweideutigen Sanction unſeres Rechts. Der ein⸗ 
ig Weg zur Herſtellung unſeres Budgetrechts ift die Miniſterperantwort⸗ 
ichkeit, die ganze und volle; alle anderen Wege mögen augenblicklich aus 
der Verlegenheit helfen, aber ſie führen nicht zum Ziele. 

Nur das Miniſter⸗Verantwortlichkeitsgeſetz iſt die zwingende Gewalt, 
welche das Miniſterium an das Budget bringt, verbunden mit einem höchften 
Gerichtshofe, welcher entſcheidet, was bei uns Verfaſſungsrecht iſt. Durch 
Finanz⸗Operationen ſind verletzte Recht? nicht wiederherzuſtellen. Auch von 
dieſem Standpunkte aus, giebt es nicht Remedur, ſondern nur Vorſichts⸗ 
maßregeln und dieſe find, keine neuen Steuern, keine neuen Anleihen zu bei 
willigen, damit die factiſche Macht des Miniſteriums nicht vergrößert, ſon⸗ 
dern verringert werde. Dabei kommt es auf den techniſchen Unterſchied von 
Anleihe und Garantie nicht an. Deshalb können wir den Verträgen unſere 

uſtimmung ertheilen, wobei ich zugebe, daß die Anſichten über die vorge⸗ 
chlagenen Deckungsmittel verſchieden ſein können. 

bg. v. Blanckenburg: Der Hr. Abg. Gneiſt hat mich an die Zeit er⸗ 
innert, wo wir gemeinſam in einer Commiſſion ſaßen und über den dama⸗ 
ligen erſten Versuch der Regierung debattirten, die Civilehe einzuführen. 
Damals plaidirte er für uns und ſtimmte nachher gegen uns, hoffentlich wird 
er heute nicht nur mit uns deduciren, ſondern auch mit uns ſtimmen. Heute 
ſagt uns der Abg. Gneiſt, daß die e auch bei dem budgetloſen Zu⸗ 
ſtande nicht von den einmal geſchloſſenen Verträgen zurücktreten, daß die 
Budgetfrage nur durch einen Compromiß gelöſt werden kann, d. h. jeder 
Theil kann ſein Recht nur ſoweit erlangen, als er dadurch nicht die Rechte 
Anderer ſchädigt. Br 

Ich zweifle nicht, daß Sie die Vorlage ablehnen werden, allein ich 
mochte doch rathen, nicht zu ſehr auf das non possumus des Abg. Möller 
zu pochen. Eine Warnung dagegen ſollten Ihnen die Mitglieder der pol⸗ 
niſchen Nationalität jein, deren Vorfahren von dem Niepozootam Aa ihrem 
eigenen Schaden einen zu häufigen Gebrauch gemacht haben. Wenn Sie 
jo fortfahren, jo ergeht es Ihnen wie Shylock, der auch fo lange feſt auf 
ſeiuem Schiin ſtand, bis er ſelbſt nicht einmal das Recht bekam, welches 
ihm zuſtand. Sie wollen die Regierung gewiſſermaßen belagern, allein die 
Wälle, welche ſie umgeben, ſind mit den Mitteln und auf den Wegen, 
welche Sie wählen, noch nie erobert worden; ich hoffe, auch das Kronwerk 
wird ſich nicht ſo leicht ergeben. F 

Abg. v. Hennig. Ich bin gegen den Vertrag und gegen die Anträge 
der Kommiſſion. Ich vermag keine Vortheile darin zu finden. Die Natur 
ſetzt Hinderniſſe durch Sturmfluthen entgegen, welche alle unſere Mühen 
und Koſten vereiteln. Daß der Jahdebuſen gegenüber der hohen Fluth und 
Ebbe zu einem Kriegshafen eingerichtet werde, halte ich für unmöglich, da⸗ 
zu die Hinderniſſe, welche Hannover bereitet. Ich glaube, es werden aber⸗ 
mals und abermals Millionen auf Millionen in das Waſſer geworfen 
werden und die Sachen nach 0 el demſelben Fleck ſtehen. Wenn 
aber, was doch immer noch möglich, die Regierung eine gute Politik ver⸗ 
77 t, fo wird ſie im Stande ſein, ſich andere, beſſere und billigere Kriegs: 

äfen zu verſchaffen. Der l des Hauſes mit Shylock trifft nicht zu. 
Wir ſtehen nicht auf einem Schein, ſondern auf einem feſt gegründeten 
Recht; das Recht, das Shylock wollte, widerſprach der Menſchlichkeit und 
Sitte, widerſprach dem Naturrecht; wir aber forderu das auf das Geſetz 
gegründete Recht. Das Pfund Fleiſch will ich gern dem Abgeordneten für 
Cammin überlaſſen, der darnach ja jo durſtig zu fein ſcheint. (Heiterkeit. ) 

Reg. Commiſſar Oberſt Scheuerlein: Auf die Vorwürfe des Herrn 
Vorredners, daß alles Geld für den Jahdehafen weggeworfen ſei, habe ich 
nur zu erwidern, daß der Werth des Kriegshafens feiner Lage und der Ber 
ſchaffenheit der Gewäfjer nach, außer Zweifel ſteht, daß faſt die einzige Un⸗ 
bequemlichkeit in ſeiner Lage auf fremdem Gebiete zu ſuchen iſt, daß die Re⸗ 
gierung durch zahlreiche Beobachtungen ihre Urberzeugung gewonnen hat, 
und daß ſie, wenn ſie durch irgend etwas in derſelben erſchüttert worden 
wäre, nicht fortgeſetzt neue Geldbewilligungen nachgeſucht haben würde. Was 
die Beſchädigungen durch Sturmfluthen anbetrifft, ſo kann dergleichen bei 
allen Waſſerbauten eintreten und für Zerſtörungen durch außerordentliche 
Naturereigniſſe, kann die Regierung nicht verantwortlich gemacht werden. 
Wenn nun endlich behauptet wird, daß ein Kriegshafen am Ausgange eines 
großen Fluſſes liegen müſſe, ſo kann ich, geſtützt auf die Lage der feſten 
Kriegshäfen in England und Frantreich, wo dieſe Bedingung fehlt, auch dem 
nicht beitreten. Der Nordſeehafen iſt für Preußen von großer Wichtigkeit, 
da die Einfahrt in die Oſtſee oft ſehr ſchwierig iſt. Die Landabtretung von 
Seiten Oldenburgs iſt jetzt fo ausgedehnt, daß ſie den Bedürfniſſen der Ber 
feitigung gegen die Land» und Seeſeite vollſtändig genügt. Mehr wollte 
Oldenburg nicht abtreten, aber durch die detachirten Forts iſt, wie geſagt, 
auch die Landſeite vollkommen geſchützt. t 

Handelsminiſter Herr Itzenplitz: M. H. der gegenwärtige Vertrag mit 
Oldenburg iſt, wie dies auch die Commiſſion anerkannt hat, durchaus bor: 
theilhaft, und unterſcheidet ſich dadurch weſentlich von dem früheren Ver: 
tage, der uns größere Verbindlichkeiten auferlegte. In Zahlen ausgedrückt 
handelt es ſich jet um 2%, event. 3% Mill, gegen früher 12 Millionen. 
Nur noch einige andere Geſichtspunkte. M. H.] Auch der Handel ſpielt bei 
dieſer Frage mit, und geht mit den Marinezwecken Hand in Hand. Be⸗ 
kanntlich ſtreben wir einen Kanal an, der die Nord⸗ und Oſtſee verbindet. 
Die techniſche Ausführbarkeit dieſes Kanals iſt nachgewieſen; von keiner 
Seile iſt behauptet, daß dies Unternehmen ein übles, oder unmögliches ſei, 
wohl aber, daß es ein gutes, ein großartiges genannt werden muüſſe, und 
ſo denke ich, werden wir es wohl durchführen. Nun meint der Abgeordnete 
v. Pen n daß ein guter Kriegshafen nothwendig an der Mündung eines 
roßen Fluſſes liegen müſſe, aber gerade bei Gelegenheit dieſer Kanalfrage 
ind mir aus Stettin von nautiſchen Sachverſtändigen eine Menge Urtheile 
zugegangen, die durchaus das Entgegengeſetzte verlangen und mich beſtürmen, 
daß der Kanal mit dem befeſtigten Hafen nicht in den großen Fluß Elbe, 
ſondern in den kleinen Hever ausmünde. Dies wird feſtgeſtellt werden, und 
dann werden wir mit einer Vorlage vor das Haus treten. 

Wenn wir nun einen Kanal baben werden, der die Nord⸗ und Oſtſee 
verbindet, ohne wie am Sund vor den daͤniſchen Kanonen vorbeizuführen, 
dann wird dem Jahdebafen eine noch größere Wichtigkeit als jetzt zuerkannt 
werden müſſen. Die Commiſſion hat daher mit Recht den Vertrag mit Ol: 
denburg einen guten genannt; aber dieſem Vertrage zufolge müſſen wir auch 
eine Eiſenbahn anlegen, und dazu gebrauchen wir Geld. Wir wollen dieſes 
Geld, wie wir es für finanziell richtig balten, durch eine Anleihe beſchaffen. 

M. H.! Da der Staatsregierung daran liegt, dieſe Eiſenbahnvorlage 
Ihnen annehmbar zu machen, und da fie jedes Mittel verſuchen will, um 
dieſes nützliche und den Lanpesintereſſen entſprechende Unternehmen in's Le⸗ 
ben zu rufen, ſo bin ich befugt, die Erklärung abzugeben, daß die Staats⸗ 
regierung mit dem Amendement des Abg. v. Benda einverſtanden iſt. 

Abg. Harkort (auf der Journalfſten⸗Tribüne völlig unverſtändlich) ſcheint 
einige, wenige Bemerkungen zu Gunſten des Commiſſionsantrages zu ma⸗ 
chen. Nächſtdem wird ein Amendement des Abg. Andre verlefen, das 
gleichfalls im Zuſammenhange nicht zu verſtehen iſt. 5 | 

Abg. Frhr. v. Hoverbeck: M. H.! Die Anträge der Commiſſion baben 
viel Hebnlickeit wit dem Antrage des Abg. Michaelis. Auch fie empfeh ' en, 
die Beſchlußfaſſung auszusetzen, bis das Budetgeſetz zu Stande gekommen ift, 
Nehmen wir nun den Vertrag mit Oldendurg an, fo And wir dadurch 
gebunden, auch die Mittel zur Anlegung der Eiſenbahn ji bewilligen, welche 
die har ig wie wir gehört haben, mittelit einer Anleibe ſich beſchaf⸗ 
fen will. Ich meine aber, daß es nicht möglich ift, dieſer 1 welcher 
das Vertrauen des Hauſes nicht zugeſtanden werden kann, ſolche Mittel zur 
Dispoſition zu ſtellen. Allerdings iſt geſagt worden, daß wir ſchon durch 
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trag mit Oldenburg gebunden find, eine Gifenbahn nach dem 
Bene e zu bauen, aber m. H., Mn Verpflichtung iſt durch den Einſpruch 

annovers zur Unmöglichkeit geworden, und wenn fie jemals wieder auf⸗ 
leben könnte, dann wird doch boffentlich dieſes Miniſterſum nicht mehr an 
ſeinen Plätzen ſitzen. 

Die allgemeine Debatte wird hiermit geſchloſſen. 5 

Es folgen einige perfönlihe Bemerkungen. Graf Schwerin: Wer den 
Unterſchied nicht begreift zwiſchen der Aeußerung des Hen. Patow, daß im 
Miniſterium die Frage entftanden ſei, ob die Rechte der Executive durch das 
Abgeordnetenhaus nicht etwa verletzt würden, und der Bejahung dieſer Frage 
durch das Miniſterium, dem will ich ihn auch nicht begreiflich machen. Dem 
Abg. v. Blanckenburg erwidere ich, daß der citirte Satz von der Anwendung 
des Rechtes ohne Beſchädigung fremden Rechtes dem römiſchen Recht ent⸗ 
lehnt iſt, und wenn er dieſen Satz auf den Kopf ſtellen will, jo habe ich 
nichts dagegen, fo wenig als gegen das Gerede der officidſen Preſſe, da ich 
ja überhaupt auf meine Reden keinen beſonderen Werth lege. 

bg. Jung: Der Abg. Gneiſt hat den Steuerverweigerungsbeſchluß der 
Nationalverſammlung einen unreifen, aus einer Verwirrung der juriſtiſchen 
Begriffe hervorgegangenen genannt. Ich hatte die Ehre, Mitglied dieſer Ver⸗ 
ſammlung zu fein und wir können es nicht dulden, daß ein Vorwurf gegen 
dieſe Sa und für Preußens Geſchichte fo n Verſammlung in's 
Land gehe, ohne daß er von einem anweſenden Mitgliede derſelben zurück⸗ 
gewieſen werde. 0 ? ; . 

Der Herr Abgeordnete hat den großen Unterſchied zwiſchen einer conſti⸗ 
tuirenden und der zweiten Kammer des Landes überſehen. (Unterbrechung.) 
Der Unterſchied iſt jo groß wie zwiſchen Schöpfer und Geſchöpf. (Unruhe. 
Widerſpruch.) Eine conftituirende Verſammlung geht hervor aus dem Pactum 
zwiſchen Krone und Volk, und ſie hat die Aufgabe, den ganzen Organismus 
des Staates zu reconſtruiren, eine Aufgabe, die nicht alterirt, nicht aufge⸗ 
halten werden kann durch die Auflöfung oder Veränderung der Verſammlung. 
Denn wird das Pactum gebrochen von der einen Seite, von der Krone, und 
wird Gewalt angewendet, ſo bleibt der Verſammlung nichts übrig, als ihr 
von der Bewegung überkommenes Mandat an die Bewegung zurückzugeben. 
So motivirt ſich ein Steuerverweigerungs⸗Beſchluß nicht aus blos juriſtiſchen 
Kamen, ſondern aus der zwingenden hiſtoriſchen Nothwendigkeit. (Bravo 
inks. 

Abg. Gneiſt: Die Worte, die der Hr. Abg. Jung verſtanden hat, habe 
ich nicht geſagt, ſondern nur in eben der ſchonenden wiederholt, was 
ich der Nationalverſammlung ſelbſt am Tage vor ihrem Steuerverweigerungs⸗ 
Beſchluß zu ſagen die Ehre hatte. Wenn ich die geht: und Trugſchlüſſe, 
die von jener Seite des Hauſes vorgebracht werden, allezeit berichtigen wollte, 
ſo würde ich damit mehr Arbeit haben, als mir mein ganzer Beruf ſonſt 
auferlegt. Dem Hrn. Abg. v. Blandenburg muß ich erwidern, daß jeine 
Auffaſſung vom Recht als dem, was nothwendig iſt, gegenüber unferer Auf⸗ 
faſſung von dem lebendigen Recht, leider in Kreiſen ji wiederholt, die höher 
find als die ſeinigen. Abg. v. Blanckenburg: Ich und meine Partei 
deduciren aus — Rechtsanſchauungen gerade ſo und mit demſelben 
Rechte wie der Abg. Gneiſt. Ihnen (ur Linten) wird es mit Ihrem Rechte 
ebenſo gehen, wie dem Na a mit feinem Schein; wie dieſer Schein gegen 
das Naturrecht war, ebenſo iſt das Recht, wie Sie es behaupten, gegen das 
Naturrecht des preußiſchen Staates. (Große Heiterkelt.) 

Ein Antrag auf Vertagung wir abgelehnt, die die Vorlage auf den Wunſch 
des Präſidenten heute noch erledigt werden fol. Dies geſchieht, indem formell 
in die Specialdiscuſſion eingetreten wird, die jedoch factiſch nicht ftattfindet. 
Vielmehr werden ſämmtliche 26 Paragraphen des Vertrages mit Oldenburg 
und das Schlußprotokoll binnen weniger Minuten ohne Widerſpruch geneh⸗ 
migt. Dieſe Annahme des Vertrages hat ſelbſtverſtändlich nur einen even⸗ 
tuellen Charakter. . 

Schluß 3% Shr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. (Forſ. d. heutigen 
Tagesordnung.) 

[Das von dem Abg. v Benda eingebrachte Amendement] lau⸗ 
tet: „Das Haus wolle beſchließen, den für die Eiſenbahnen erforderlichen 
Geldbedarf [I) 1,100,000 Thlr., 2) 2,500,000 Thlr., 3) 300,000 Thl.] aus der 
Staatskaſſe, zunächft durch Verwerthung der nach $ 6 des Geſetzes vom 
30, Mat 1853 aus dem Ertrage der Eiſenbahnabgabe für Rechnung des Staa⸗ 
tes angekauften, bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden niedergelegten 
Eiſenbahn⸗Stamm⸗Actien zu entnehmen.“ 

Berlin, 28. März. [Amtliche s.] Se. Maſeſtät der König baben 
allergnädigſt geruht: Dem General-Lieutenant Herwarth von Bitten 
feldt, Gouverneur von Magdeburg, den Königlichen Kronen-Orden erſter 
Klaſſe zu verleihen. — — 

Der Landgerichts⸗Referendarius Witthoff zu Cöln iſt auf Grund der 
beſtandenen dritten Prüfung zum Advokaten im Bezirke des Königlichen 
Apellations⸗Gerichts-Hofes zu Cöln ernannt worden. 

ane e Laut eingegangener Dan Schiffs 
Commandos iſt Sr. Majeſtät Fregatte „Niobe“ am 25. d. M. glücklich in 
Cherbourg angekommen. EN } 

Berlin, 28. März. [Se. Majeſtät der König] beſichtigten 
heute in Potsdam eine Compagnie der Unterofſizier⸗Schule und die 
Stamm⸗Compagnie des Lehr⸗Infanterie⸗Bataillons, und nahmen nach 
der Rückkehr in Berlin die Vorträge des General⸗Lieutenants und Ge⸗ 
neral⸗Adjutanten Freiherrn v. Manteuffel, des Miniſter⸗Präſidenten, ſo 
wie des Wirklichen Geh. Gaths v. Olfers entgegen. 

[Se. königl. Hoh. der Kronprinz) empfing geſtern den Ge⸗ 
neral Grafen zu Dohna, den Oberſt v. Podbielski und den Pol zei⸗ 
Präsidenten v. Bernuth. — Abends wohnte Se. k. Hoh. der Vorſtel⸗ 
lung im Schauſpielhauſe bei. i (St.⸗Anz.) 

[Des Königs Antwort an die Landtags⸗Präſidien. 
Die Spen. Ztg. ſchreibt: Wie ſchon bekannt, waren am Geburtstage 
Sr. Maj. des Königs auch die Präfidenten beider Häuſer des Land: 
tages zur Beglückwünſchung als Deputation erſchienen. Ueber die 
Antwort, welche Se. Majeſtät dem Präſidenten Grabow ertheilte, find 
wir im Stande Folgendes zu berichten: Se. Majeftät dankten für die 
Gefühle, die der Präſident ausgeſprochen, und für die Witajche des 
Wohlergehens, äußerte dann, daß das Wohlergehen des Körpers mit 
dem des Geiſtes zuſammenhänge, daß auf letzteren aber unabläifig und 
ſtündlich die Pflichten und Sorgen des Berufes einwirkten. Die 
Pflichten, die Sr. Majeſtät der Ihm vom Himmel anvertraute könig⸗ 
liche Beruf auferlege, ſeien ſchwer. Der Rückblick auf das verlebte 
Jahr, den der Präſident des Herrenhauſes eben gethan, ſei jedoch für 
Se. Majeftät erhebend, weil Armee und Volk hinter ihm geſtanden 
habe. Se. Majeftät endigte dann mit den Worten: „Dieſem Meinem 
Berufe keine Sorge zu bereiten, iſt Ihre Aufgabe!“ 

[Preußen und der Herzog von Auguſtenburg.] Wie 
bereits telegraphiſch gemeldet, ſchreibt die „Kreuzzeitung“: Man 
könnte allenfalls glauben, daß Preußen mit dem Erbprinzen 
von Auguſtenburg ſeiner bisherigen Stellung nach hätte leichter 
zur Verſtändigung kommen müſſen, als mit dem Großherzoge von 
Oldenburg. Dieſe Vorausſetzung iſt jedoch eine irrthümliche. Der 
Großherzog iſt als Souverän sui juris und daher im Stande, ein 
vertragsmäßiges Abkommen zu treffen, deſſen Innehaltung von ſeiner 
Seite geſichert erſcheint, während jedes Abkommen mit dem Erbprinzen 
von Auguſtenburg keine andere Bürgſchaft hat, als den Glauben an 
feine perſöͤnliche Neigung, Wort zu halten. Will man nun hierfür 
auch aus feinem Abſehen von der väterlichen Entſagung kein ungün⸗ 
ſtiges Prognoſtikon ftellen, fo liegt doch die Möglichkeit zu nahe, daß 
er für Verſicherungen, die er ohne Miniſterium und Stände abgegeben 
hat, von beiden letztern nach feiner Einſetzung bereitwillig Dispens und 
Loͤſung erhalten werde. Außerdem hat der Erbprinz von Auguſten⸗ 
burg im Gegenſatz zu Oldenburg eine Verſtändigung mit Preußen nie⸗ 
mals ernſtlich erſtrebt; fein ganzes Entgegenkommen Preußen gegen⸗ 
über beſchränkt ſich auf ziemlich unbeſtimmt gehaltene eigenhaͤndige 
Briefe an hochſtehende Perſonen außerhalb der amtlichen Kreiſe; nie⸗ 
mals ſind ſeine Geſchäftsmänner zu einer Aeußerung oder Betheiligung 
an irgend einer Verhandlung veranlaßt worden. Die Herren Francke 
und Samwer ſind den hieſigen amtlichen Kreiſen auch von Anſehen 
unbekannt. Das ganze verſchwommene Verhalten des Erbprinzen zu 
der Frage der Verſtändigung mit Preußen beſchränkt ſich auf Privat- 
briefe wenig präcifen Inhalts, welche allgemeine Ausſichten eröffnen 
ohne vertragsmäßige Formulirung, auf Fernhaltung jeder beſtimmten 
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bringen mußte. 


Regierungen in der Hoffnung, durch deren Druck auf Preußen mehr 


zu erreichen, als auf dem Wege directer Verhandlung, auf gelegentliche 


Verwendung bei außerdeutſchen Höfen. 


Alle dieſe Thatſachen fine nicht geeignet, bei Preußen das Ber: 
trauen zu erwecken, welches nöthig geweſen, um zur Einſetzung des 
Erbprinzen mitzuwirken und ſich demnächſt auf ein Abkommen mit 
ihm und den Ständen einzulaſſen. In dieſer Lage befanden ſich die 
Beziehungen zwiſchen Preußen und dem Erbprinzen, als der übereilte 
Antrag der Mittelſtaaten dieſelben zu einer entſcheidenden Wendung 
Die preußiſche Regierung wurde in die Nothwen⸗ 
digkeit verſetzt, zwiſchen den beiden Fragen, der Einſetzung des Erb— 
prinzen oder der Beſtreitung ſeiner Anſprüche, eine Wahl zu treffen. 
Unter den einmal vorhandenen Umſtänden konnte ſich die preußiſche 
Regierung im eigenen, wie im nationalen Intereſſe nicht anders, als 
für die letztere Alternative entſcheiden. 

[Der mittelſtaatliche Antrag.] Die „Zeidl. Corr.“ ſchreibt: 
Ob Oeſterreich bei der auf den 6. April angeſetzten Abſtimmung des 
Bundestages ſich des Votums enthalten wird, mag dahingeſtellt bleiben. 
Preußen iſt auf die von Wien hierher gelangte Andeutung, daß die 
beiden deutſchen Großmächte als die Objekte der in dem Antrage aus⸗ 
geſprochenen Bitte ſich des Eingreifens in die Verhandlungen des 
Bundestages enthalten möchten, nicht eingegangen, weil es ihm gerade 
darauf ankommen dürfte, über ſeine Stellung keinem Zweifel Raum 
zu geben. Wir müſſen hinzufügen, daß der bairiſche Antrag ſelber 
alle Kennzeichen jener diplomatiſchen Hoffnungsloſigkeit, die ſich in 
ſcheinbar entſchloſſene Formen kleidet, an ſich trägt. Der Antrag ent⸗ 
hält in der beliebten Manier der Bundes- Beſchlüſſe den Vorbehalt 
einer weiteren Reſolution und beſchränkt ſich im Uebrigen darauf, eine 
Erwartung zu äußern. Was der Antrag dem Prinzen von Auguften: 
burg zuzuweiſen gedenkt, iſt keine große Wohlthat: er will den Prinzen 
zu einem Adminiſtrator machen, der bei der Unbeſtimmtheit ſeiner 
Competenz weder ſelber zum Handeln kommen, noch den Herzog⸗ 
thümern einen geordneten Zuſtand ſchaffen würde. 


Deut ſchland. 

Frankfurt a. M., 27. März. [Preußen gegen den 
mittelſtaatlichen Antrag.] Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Preu⸗ 
ßen gegen den heutigen Antrag beim Bunde eine energiſche Gegen⸗ 
Erklärung abgab, worin es tLeild auf eine früher ſchon abgegebene 
Elklärung ſich zurückbezog, namentlich aber hervorhob, die Frage der 
Erbfolge könne nicht durch einfache Majoritäts⸗Abſtimmungen am Bunde 
erledigt werden, und im gegebenen Falle um ſo weniger, da die An⸗ 
ſprüche Oldenburgs und Preußens eine eben ſo ernſtliche Erörterung 
verdienen, wie die Anſprüche des Auguſtenburgers. — Sonſt kamen 
beute nur Feſtungs⸗Dotationen und Verwaltungs⸗Gegenſtände zur 
Beſprechung. (N. Pr. Z.) 

Frankfurt a. M., 26. März. [Cin Aſſiſenprozeß.] Unſer Klein⸗ 
ſtaak, der doch im Grunde nur ein municipium dritter Klaſſe bildet, geht 
im Augenblicke ganz in einer cause eslebre, einem Aſſiſenprozeſſe auf. Es 
handelt ih um Brandſtiftung, Schwindelgeſchäft und Bankerott, mit Aus⸗ 
ſicht auf lebens längliches Zuchthaus. Angeklagte find der Pelzwaarenhänd⸗ 
ler Düm mich, deſſen Ehefrau und deſſen 19 jähriger Sohn. Im vorigen 
Juni brannte plötzlich vor einzetretener Dämmerung das Pelzmanızin des 

ümmid, in einem der großen Höfe aus alter Zeil („zum goldenen Pfau“) 
gelegen, e und mit großer G. walt, daß in den anliegenden Magazi⸗ 
nen und Vorrathskammern ein Schaden von über 100,000 Gl. angerichtel 
ward. Die faſt gänzliche Luftſtille allein bewahrte die Stadt vor einem ham⸗ 
burger Unglücke, zumal das Holz in dem alten Frankfurt eine gar große 
Rolle ſpielt und unſte Löſchanſtalten ſehr Vieles zu wünſchen übrig laſſen. 
Die Anklage geht nun dahin, daß die Frau Dümmich und ihr Sohn das Feuer 
vor dem Weggehen angeſteckt und daß fie dabei auf Anſtiften, Geheiß und unter 
Zustimmung des abweſenden Mannes und Vaters gehandelt hätten. Düm⸗ 


nic ſelbſt war nämlich in Mainz und ſoll ſich durchaus nicht beeilt haben 


zurückzukehren, ſelbſt nachdem er das Geſchehene erfahren. I directe Bes 
weiſe, die aber ſelbſt wieder das Material zu neuen Anklagen liefern, wer⸗ 
den in D. Buchführung oder vielmehr Bücherloſigkeit, in ſeinem Geſchäfts⸗ 
modus, reſp. Geſchäftsſchwindel geſucht und im Sinne der Anklage gefunden. 
Das Urtheil der Sachverſtändigen über die Bücher lautet wahrhaft troſtlos; 
die Wechſelreiterei wurde in einem Maße betrieben, welches 147 pCt. pro 
Anno ergiebt! Die Vertheidigung liegt in den Händen der beſten Advokaten, 
namentlich in denen des Neſtors unſerer Rechtsanwalte, des auch in weite⸗ 
ren Kreiſen bekannten Dr. Reinganum, eines Jugendfreundes von Ludwig 
Börne. Die Autorität dieſes Mannes wiegt ſo ſchwer, daß der Vertheidiger 
einen böcft bedenklichen Ausfall auf einen der Sachverſtändigen wagen durfte, 
ohne daß dieſer vom Präfiventen hinreichend geſchützt worden wäre, obgleich 
er zur Conſtatirung der Wahrbeit offiziell herangezogen worden. (Voſſ. Z.) 


AV Hamburg, 27. März. [Beſtrafung des flensburger 
Kaufmanns Schröder. — Sonſtiges.] Aus Flensburg wird in 
einem zuverläſſigen Privatſchreiben gemeldet, daß der dortige Kaufmann 
Schröder wegen Golportirend der früher erwahnten daͤnenfreundlichen 
Adreſſe an den Kaifer Napoleon trotz der von ihm angerufenen Eigen: 
ſchaft eines königlich niederländiſchen Conſuls wirklich eine mehrtägige 
Gefängnißhaft antreten mußte, nachdem das gerichtliche Erkenntniß 
durch den Umſtand gemildert worden war, daß der Verurtheilte den 
früheren flensburger Appellationsgerichtsrath, jetzigen kopenhagener Ober⸗ 
gerichts⸗Advocaten, Etatsrath Juel, als Verfaſſer und Ueberſender der 
rechtzeitig ermittelten landes feindlichen Adreſſe namhaft machte. — Die 
Witterungeverhältniſſe find andauernd hoͤchſt nachtheilig für den 
Verkehr auf der Niederelbe. In den letzten fünf Tagen haben 
wir bier abwechſelnd mehrere Grad Kälte und heftiges Schnee: 
geſtöber gehabt, wodurch der hamburgiſche Schifffahrtsberkehr wiederum 
in höherem Grade behindert worden iſt, während andererſeits auch die 
Verbindung Hamburgs mit dem hannoverſchen Elbufer (Harburg) in 
erhöhtem Grade benachtheiligt wird. Es find in Folge deſſen hunderte 
und aber hunderte von Familien arbeitslos, und der hamburgiſche 
Mildihätigkeitsfinn wird in dieſem Jahre außerordentlich auf die Probe 
geftellt. — Als Vertreter des in Altona reſidirenden Vorſtandes der 
ſämmtlichen ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine haben ſich am Freitag der 
Vorſitzende und der Schriftführer des Vereinsvorſtandes, die Herren 
Advocat Jeſſen und Martin May, nach Berlin begeben, um dort mit 
Repräsentanten des frankfurter Ausſchuſſes von Mitgliedern deutſcher 
Landesvertretungen über gemeinſchaftliche Maßregeln zu berathſchlagen. 


Italien. 

Turin, 23. März. [Zur September⸗Convention.] Aus 
Rom bat man genauere Angaben über die Verhandlungen zwiſchen der 
päpſtuicha und der franzöſiſchen Regierung in Betreff der Convention 
vom 15. Septbr. erhalten, worüber man in den franzoͤſiſchen Blättern 
fo widerſprechende Erklärungen las. Graf Sartiges machte den 
Papſt wiederholt auf die Nothwendigkeit aufmerkſam, für die Errichtung 
einer bewaffneten Macht zu ſorgen, da die franzöſiſche Regierung ihre 
Truppen zurückzuziehen geſonnen ſei, um die Beſtimmungen der Conven⸗ 
tion zu erfüllen. Der Papſt will aber nichts davon hören; man hat 
zwar Werbungen, aber nur in einem ſehr geringen Maßſtabe aus: 
geſchrieben, um die beſtehenden päpſtlichen Truppenkörper zu complet⸗ 
tiren, nicht aber um ſie zu vermehren. Man erwartete in Rom die 
Ankunft Perſigny's, der mit einer diplomatiſchen Miſſion beauftragt 
iſt; man meint aber, er werde eben fo wenig ausrichten wie Sartiges; 
ſpäter ſoll der General Montebello neben ſeiner militäriſchen Miſſion 
auch noch die diplomatiſche Vertretung Frankreich beim Papſte über: 


nehmen. \ 


[Eine merkwürdige kleine Schrift] wurde in Rom unter dem Titel: | 
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„Fra Giusto ai Romani“ (Bruder Juſtus an die Römer) verbreitet, welche 
von einem geiſtlichen Standpunkt aus zu beweiſen ſucht, daß die zeitliche 
Gewalt der Päpſte nicht mehr den Zeitbedürfniſſen entſpreche. Der Glanz 
und der Einfluß der geiſtlichen Macht des Papſtes werden darin ſo hochge⸗ 
ſtellt, daß die Zugabe der weltlichen Macht ganz unnütz, ja ſogar ſchädlick 
erſcheint. (N. Z.) 

Turin, 24. März. [Der Sieg der Civilehe im Senate] 
iſt das Ereigniß des Tages, ein Sieg, der mit um fo größerer Ge: 
nugthuung erfüllt, als er einerſeits ſehr zweifelhaft war und anderer⸗ 
ſeits vollſtändiger nicht gewünſcht werden kann. Die Debatten waren 
ungewöhnlich heftig, von clericaler Seite wurde mit wahrem Feuereifer 
geſtritten; man hoffte hier um fo eher auf die Nichtannahme des Ge- 
ſetzes, da im Jahre 1852 der alte ſardiniſche Senat gerade in dieſem 
Punkte ſich den reactionären Anſchauungen willfährig gezeigt hatte. 
Damals war die Einführung der Civilehe an dem Widerſtande des 
Senates geſcheitert. Damit heute daſſelbe geſchehe, hatte man alles 
Mögliche aufgeboten; dies beweiſt am beſten folgende Thatſache: Der 
Biſchof von Cremona, Novasconi, hatte bisher feinen Sitz im Se: 
nate nicht eingenommen; vorgeſtern erſchien er, wie man ſagt, auf 
ausdrücklichen Befehl von Rom, um gegen die Civilehe zu ſtimmen. 
Dagegen hat ein anderer Prälat, der Biſchof von Alife, Giacomo, 
nicht wenig zum Triumphe der liberalen Sache beigetragen. Er hat 
ſich nicht nur für das Princip der Civilehe, ſondern auch gegen alle 
abſchwächenden Ausnahmen erklärt, welche von der Minorität in der 
Geſtalt verſchiedener Amendements beantragt wurden. Er hat es auch 
bewirkt, daß die Perſonen, welche die geiſtlichen Weihen erhalten ha⸗ 
ben, nicht für unfähig, eine Ehe abzuſchließen, erklärt wurden — ein 
Punkt, bezüglich deſſen bekanntlich in Frankreich das canoniſche Recht 
noch gilt. 

[In der Deputirtenkammer!] hat die Debatte über den Ber: 
kauf der Eiſenbahnen begonnen. Bei dieſer Gelegenheit iſt wieder der 
ſchon früher berührte Uebelſtand zur Sprache gekommen, daß ziemlich 
viele Mitglieder der Kammer, weil bei den großen induſtriellen und 
finanziellen Unterehmungen betheiligt, gewiſſermaßen in ihrer eigenen 
Sache Richter ſind. Die Linke beſchwerte ſich, daß das längſt in dieſer 
Beziehung verſprochene Geſetz noch nicht vorgelegt iſt; das Miniſterium 
verhieß abermals deſſen alsbaldige Ausarbeitung. Einſtweilen muß 
aber der Eiſenbahn⸗Verkauf zum Abſchluſſe kommen, und ſo hat man 
ſich denn damit begnügt, daß diejenigen Mitglieder, welche zugleich in 
irgend einem Eiſenbahn⸗Verwaltungsrathe ſitzen, ſich der Abſtimmung 
zu enthalten haben. ö (K. 3.) 
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* Paris, 26. März. [Frankreich und die Pforte.] Das 
Ereigniß des heutigen Tages iſt die Nachricht von einem Zerwürfniſſe 
zwiſchen der Pforte und Frankreich, das zur Folge gehabt hat, daß 
Marquis de Mouſtier feinen Poſten verließ, um in Paris die Mei⸗ 
nung ſeiner Regierung einzuholen. Der Zwieſpalt hat ſeinen Urſprung 
in der Verſchiedenheit der Anſichten bezüglich des Suez⸗Canals. Der 
Kaiſer nimmt warm Partei für die Anſprüche des Herrn v. Leſſeps 
im Sinne des von Herrn Emil Ollivier ausgearbeiteten Gutachtens. 
Zuerſt hatte man gehofft, der Urtheilsſpruch des Kaiſers werde auch 
oom Sultan angenommen werden, und man ſah vor Allem der Ab⸗ 
berufung des anti⸗franzöſiſchen Diemil Paſcha entgegen. Dieſe war 
bereits zugeſagt, wurde jedoch ſpäter wieder rückgängig gemacht, was 
die hieſige Regierung ſehr übel vermerkte. Ueberhaupt ſcheint in Kon⸗ 
ſtantinopel der engliſche Einfluß wieder das Uebergewicht bekommen zu 
haben, und Herr de Mouſtier ſieht ſeine Wirkſamkeit in dem Grade 
gefährdet, daß er es, wie oben bemerkt worden iſt, für rathſam hielt, 
ſeinen Poſten zu verlaſſen und ſich mündlich mit dem Kaiſer über die 
künftig zu beobachtende Haltung der franzöfifhen Regierung zu be: 
ſprechen. 

[Aus dem Senat.] Die Orleans haben den Gefangenen von 
St. Helena nach den Invaliden gebracht und die Napoleoniden ſich 
wohl dabei befunden. Aehnliches hoffen jetzt die Legitimiſten von dem 
vertriebenen zehnten Carl, und in ſo fern iſt die Sache von Intereſſe. 
In der heutigen Senatsſitzung kam unter den Petitionen eine vor, die 
verlangt, daß die ſterblichen Ueberreſte des Königs Carl X. nach Frank⸗ 
reich zurückgebracht werden mochten. Dieſelbe wurde vom Marquis 
de Boiſſo befürwortet, welcher aber feinen Antrag fallen ließ, nachdem 
Graf v. Beaumont erwiderte, daß die Regierung ſchon früher ſich zu 
dieſer Uebertragung der Reſte des früheren Herrſchers Frankreichs bereit 
erklrt habe, ſobald ihr nur ein Antrag in dieſer Angelegenheit von 
den Angehörigen der Familie des verſtorbenen Königs zugehe, daß ſie 
aber in dieſer Sache nicht die Initiative ergreifen koͤnne. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Pario, 29. März. Marquis Lavallette, der ehemalige 


Botſchafter in Rom, und Senator, iſt zum Minifter des In⸗ 


nern ernannt, der bisherige Miniſter Boudet zum Senator. 
(Wolffs T. B.) 
Kopenhagen, 28. März, Nachts. Die „Berlingske“ 
meldet: Dem Vernehmen nach haben Bluhme, Tilliſch, David, 
Lütken, Quaade, die Demiffion eingereicht. Soweit bekannt, 
hat ſie der König noch nicht angenommen. (Wolff's T. B.) 
Kopenhagen, 28. März. Es heißt ziemlich zuverläſſig, 
daß alle Miniſter, ausgenommen der Kriegsminiſter und Ju⸗ 
ſtizminiſter, ihre Demiffion eingereicht haben. Es geht das 
Gerücht, auch Letztere haben beſonders die Demiffton einge: 
reicht. (Wolff's T. B.) 
Wien, 28. März. In der heutigen Sitzung des Abgeordneten⸗ 
hauſes wurde die General⸗Discuſſion über das Budget für 1865 be⸗ 
endigt. Miniſter v. Schmerling und v. Plener vertheidigten die Re⸗ 
gierung gegen die ihr gemachten Vorwürfe. Erſterer gab Namens der 
Staatsregierung die folgende Erklärung ab: Die Regierung wie das 
Haus ſeien darüber einig, daß thunlichſt geſpart werden muͤſſe. Nur 
über die Ziffer beſtehe eine Differenz. In dem Votum für eine höhere 
oder geringere Ziffer könne nicht ein Vertrauend⸗ oder Mißtrauensvo⸗ 
tum liegen, indem die Regierung bei der in Oeſterreich beſtehenden ge: 
nauen Specificirungß des Budgets das Geld nicht anders verwenden 
könne, als es votirt worden ſei. Die Regierung beſitze Selbſterkennt⸗ 
niß. Er wolle in gedrängter Kürze erwähnen, wo es wirklich fehle, 
und wo es die Regierung angeblich fehlen laſſe. 
In der auswärtigen Politik verlange man von der Regierung Ent⸗ 
ſchiedenheit und feſte Haltung, während man andererſeits ſtets erkläre, 


Oeſterreich müſſe ſich jedes activen Vorgehens enthalten; es ſei ein it 


verfallener, kreditloſer Staat. Dies ſei nicht geeignet, Oeſterreichs Stel⸗ 
lung im Auslande zu kräftigen. Niemals habe man während des 
preußiſchen Verfaſſungskampfes gehört, daß das preußiſche Abgeordneten: 
haus der Regierung angerathen habe, Preußen möge feine Stellung 
als Großmacht aufgeben. 

Wenn die Regierung auch nicht fo ſanguiniſch ſei zu glauben, daß 
ſchon der erſte ungariſche Landtag die Verfaſſungsfrage löſen und Ab: 
geordnete in den Reichsrath entſenden werde, ſo werde doch ſicherlich 
bei ruhigem Fortſchreiten die Frage endlich gelöſt werden. Alle Vor⸗ 
bereitungen zur Einberufung des ungariſchen Landtages ſeien bereits 
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getroffen. Von der Beſchleunigung der Arbeiten des Geſammtreichs⸗ 
rathes hänge der Zeitpunkt der Einberufung des ungariſchen Landtages 
ab. Octroyirungen in Ungarn vorzunehmen, falle Niemandem ein. 
Der Weg der conſtitutionellen Geſetzgebung ſei ſtets ein langſamer. 

Die Vorlagen für den engeren Reichsrath würden dem Hauſe die 
Ueberzeugung geben, daß die Regierung füt die Fortbildung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuſtände beſorgt ſei. 

Die finanziellen Zuſtände betreffend, bemerkte der Staats miniſter, 
daß Abſtriche allein kein radikales Heilmittel ſeien. Das Haus moͤge 
Mittel zur Abhilfe vorſchlagen, und nicht fortwährend ausſprechen, daß 
nicht mehr zu helfen ſei. Ein verfafjungsmäßiged Leben ſei nur durch 
barmoniſches Zuſammenwirken der Reichsvertretung mit der Regierung 


möglich. Beide ſeien nicht gegenüberſtehende Parteien, weil beide die 


Wohlfahrt des Landes, wenngleich mit verſchiedenen Mitteln, an 
ſtrebten, abgeſehen davon, ob in Oeſterreich ein ſtreng parlamentariſches 
Regime moglich und mit Majoritätsminiſterien zu regieren fei: 

In dieſem Haufe ſehe er keine geſchloſſene Partei mit beſtimmtem 
Programme und keine Männer, welche geeignet ſeien, die Verwaltung 
weiterzuführen. Die Regierung halte es daher mit ihrem Gewiſſen 
vereinbar trotz einiger gegen ſie ausfallender Voten, dem Kaiſer noch 
ferner zu dienen. Der Staats miniſter ermahnte endlich die Anhänger 
der Regierung, eben fo feſt zuſammenzuſtehen, wie die Opposition und 
ſchloß mit der Verſicherung, die Devife der Regierung ſei: Treue dem 
Kaiſer, Treue der Verfaſſung, aber auch treue Befolgung der Pflicht. 

Die nächſte Sitzung iſt morgen. IE: 

Stuttgart, 28. März. Das Abgeordnetenhaus genehmigte in 
heutiger Sitzung einſtimmig den Zollvereinsvertrag, ſprach jedoch gleich⸗ 
zeitig in einem mit 54 gegen 24 Stimmen angenommenen Votum 
das Bedauern darüber aus, daß die Erneuerung des Zollvereins von 
der unveränderten Annahme des franzöͤſiſch⸗preußiſchen Handelsvertrages 
abhängig gemacht ſei. 
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Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗ Nachrichten. 

Paris, 28. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war anfangs ſehr feſt, 
wurde aber im Laufe des Geſchäfts flau. Die Zproz. begann zu 67, 45, flieg 
bis 67, 60 und wich ſchließlich wieder auf Notiz. Conſols von Mittags 1 Ubr 
89% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 45. Ital. öproz. Rente 
64, 85. Aproz. Spanier 43%. proz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien 433, 75. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 70. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 545. 

London, 28. März, Nachm. 4 Uhr. Nebel. Conſols 89%. proz. 
Spanier 40%. Sardinier 77. Mexilaner 26%. 5proz. Ruſſen 88%. Neue 
Ruſſen 89%. Silber 60%. Türk. Conſols 53%. proz. Ver St.⸗Anl. pr. 
1862 56. Hamburg 3 Monate 13 Mk. 9 Sh. Wien 11 Fl. 42% Kr. 

Wien, 28. März, Nachm. 2 Uhr. Eiſenbahn⸗Aktien bewegt. Schluß⸗ 
Courſe: öproz. Metall. 70. 50. 1854er Looſe 87, 50. Baut⸗ Aktien 791. 
Nordbahn 176, Nat.⸗Anl. 76, 60. Creditaktien 182,60 Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 
Gert. 190. 40. Galizier 211, —. London 110,30, Hamburg 82 30 Paris 
13. 65. Böbm. Weſtbabn 59, 50. Credit⸗Looſe 128, 80. 1860er Looſe 92, 80. 
Lombard. Eiſenbabn 237, 50. Neues Lotterie⸗Anl. —. - 3 

Frankfurt a. M., 28. März, Nachm. 2% Uhr Matt. Amerikaner wichen 
auf londoner Notirungen nach Schluß der Börfe bis 56%. Schluß⸗Courſe: 
Wiener Wechſel 106%. Finnl. Anl. 86 B. Neue 4½ proz. Finnl. Pfandbriefe 
83%. proz. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1832 58%. Oeſterr. Bank⸗Antheile 
850 B. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 193. Darmſtädter Bank⸗Altien 232. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 1 8%. Böhm. 
Weſtbahn 73. Rhein⸗Nabebahn —. Ludwigshafen ⸗Bexbach 145% B. Hell. 
Ludwigsb. 135 , B. Dirmft. Zettel⸗Bank 260% B. Bäder Looſe 7744. 1860er 
Looſe 84%. 1864er Looſe 94 B. Oeſterr. Nat⸗Anl. 8. 5Sproz. Metall. 
62%, 4 proz. Metall. 56 B. 3 

Hamburg. 28. März, Nachm. 2% Ubr. Lebbaftes Geſchäft in Amer 
rikanern, die bis 5244 bezahlt wurden. Wetter kalt. Heftiger Nordnord⸗ 
weſtwind. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 69. Oeſterr. Credit⸗Aktien 
81%. Vereinsbank 106%. Norddeutſche Bank 115%. Rheiniſche 110, 
Nordbahn 76%, Finnl. Anl. 83. proz. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 862 52. 
Diskonto 2%. Wien 84, 50. Petersburg 27%. 

Hamburg 28. März. 5 j a 
Loco⸗Lieferung eher höher, lebhaft. April⸗Mai 5400 Pfd. netto 95 Banco⸗ 
Thaler Br., 94% Gd., animirt. 598 
60 bez. April Mai 5100 Pfd. brutto 80 bez., Br. u. Gd., lebhaft. Oel feſt, 
Mai 26, Okt. 25%. Kaffee und Zink ruhig. 

Liverpool. 28. März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 2000 Ballen 
Umſatz. Markt träge. Amerikaniſche 15, fair Dhollerah 12, middling fair 
Dhollerah 10, middling Dhollerah 8%, Bengal 6%, Oomra 11%. 


Breslau, 29. März. Wind: Nord⸗Weſt. Wetter: ſtarker Schnee⸗ 
fall. Thermometer Früh 0 Grad. Zufolge der Witterung waren die Zu⸗ 
fuhren belanglos und zeigte ſich für Getreide theilweiſe beſſere Kaufluſt. 

Weizen obne bemerkenswerthe Aenderung, or. 84 Pfund weiße bruch⸗ 
freie Waare 61 — 66 Sar., wenig erbrochene 52— 56 Sgr., erwachſene 48.— 
50 Sgr., gelbe bruchfreie 58 60 Sgr., wenig erbrochene 50 54 Sgr., 
erwachſene 42— 40 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen 
hoͤher bezahlt, pr. 84 Pfd. 42—43 Sg. feinfte Sorte bis 44 Sgr. bezahlt. 
Gerſte wenig Umſatz, pr. 74 Pfd. weiße 36— 38 Sgr., helle 33— 
34 Sgr., gelbe 31— 2 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Bio. 24 27 Sgr. 

Erbſen ſchwacher Umſatz. — Wicken gefragt, 62—70 Sgr. — Tiels 
ſaaten feſt. — Lupinen nur in trockener Waare beachtet. — Schleſiſche 
Bohnen geſucht. — Schlaglein feſt. — Rapskuchen beachtet, 50 bis 
52 Sgr. pr. Ctr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pt. Shit. 
Weißer Weizen, alter 60--64-—-73 Erbſen 54 58 62 
7 i 17 : neuer 60—67 Wicken 62—64—70 
Gelber Weizen, alter 58 64 68 Lupinen 45—60—72 
77 5 neuer 57 60 Bohnen 2 90 7888 
Erwachſener Weizen 42—46—52 Sgr. pr. Sac 150 Pfd. Brutto. 
. 42 43--44 Schlag⸗Leinſaat. 160 —180 195 
Gerſte, neue 313-38 Winter⸗Raps 178 210226 
Hafer, neuer 23—25—27 Winter⸗Rübſen 175 195 210 


ugeführt, — rothe feſt, ordinäre 147 —18 Thlr., 
e 


Kleeſaat ſchwach 
„ fine 282574 Thlr., bodfeine 26.27 Xhle. und 


mittle 19 —21 Thlr., fein 


darüber bez., — weiße mbig, ordinäre 13—15 Thlr., mittle 16—18 Thlr., 


feine 19-21 Thlr., hochfeine 22—23 Thlr. pr. Centner. 
Thymothee gefragter, 12—14 Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. Netto 22—26 Sgr., Metze I—1% Sgr. 
Robes Rübäl pr. Ctr Ya 127 Tor, N 12%, Tl., Frübjab 
ohes Ru pr. Ctr. loco 12% 5 y 12% = jahr 
12% Thlr., Herbſt — Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles 
loco 12% Thlr., März 13 Thlr., Frühjahr 13%, Thlr. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


— ——— ——— —j— — — nn 
Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft-] Wind⸗ 

n Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ 8 Sr und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur. tärke. 


—— nn 
Breslau, 28. März 10 U. Ab.] 328,23 0 ] NW. I. Schnee. 
29. März 6 U. Mrg. ] 326,34 | — 0,6] NW. 1, Schnee. 


Breslau, 29. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 2 3. U.⸗P. 2 F. 38. 
\ Eisſtand. 


(Berreidemertt.) Weizen loco feſt, aber ruhig. 


loco feſt, ab Königsberg pr. Sept. - 


eren 


bier bor 2 
fentliche mußt 


er — f * N 
Berliner Börse vom 28. März 1865. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl. . 4 4½ 102 G. 1 1 1861 Zt. 
Bea. ut. von 8s 106% bz. ee 
dito „ 5204 98 ½ ba. achen-Düsseld..] 3½ f 4% 3½ 10 ½ bz. 
dito 185314 98½ bz. Aachen-Mastrich] — — N 41%, a 42 bz. 
dito 1854/4111029, bz. Amsterd Rottd..| 644 | 619/904 |117% bz. 
dito 1855 411102 bz. Berg -Märkische.| 64½ | — 44 138 bz. 
dito 1856/44, 102% bz. erlin-Anhalt. .. % — 4 1191 bz. 
dito 1857/41 102% ba. erlin-Görlitz...\ — | — | er 
dito 1858141611024, bz. to St.-Prior.] — — 15 198% bz 
to 1864/41111021,, ba. Berlin-Hamburg| 714 10 4 1143 B 
Staats-Schuldscheine31½ 91%, bz. Berl -Potsd.-Mg.:|14 — 4 [292% bz 
Präm.-Anl. von 4 B. erlin-Stettin . 8½ | — 4 [134% bz. (. D) 
Berliner Stadt-Obl. 4½ 102% bz. Böhm.-Westh.. - — 366 173% baz. u 
2 Kur. u. Neumärk. 3: 8714 bz. elan reid. 21, 81a |4 143%, bz. 
‚© \Pommersche..... 3186 / bz. öln-Minden.... 12% — 13112071, G. 
& ]Posensche........ 1 Cosel-Oderberg.] I!g — 44. 03 v2. 
ae 3 — — dito St.-Prior.— — 4½88½ B. 
/ dito neue.. 4 0 ½% bz. dito dito — — ß I 8. 
schlesische 92 @. Galiz.Ludwigsb. | 6 — 66 19742961, ½ bz 
Kur- v. Neumärk. 4 982% bz. Ludwigsh.-Bexb.] 9 9% 4 148% B. 
&| Pommersche..... 4 08% bz. Magd.-Halberst. 22% | — 4 1228 etw. ba 
“2 |Posensche....... 4 |97 daz. Magdb.-Leipzig..|17 — 4 [268% B. 
2 Preuss ische 4 198% 8. Mainz-Ludwigshl 7 — (4 [131% bz. 
3) Westph. u. Rhein. 4 198%, 6 ecklenburger. . 25 3½ [4 78½ br. v. B 
( Süchsiche 4 08 bz eisse- Brieger Alla | — 44 fol % bz. 
Schlesische. 4 99 ½ B —— — a 4 - + 8 
Louisd’or 111 ½ f. ]Oest Bkn. 91% d. |In uerschl.Zwe =; 3 
Nordb., Fr.-Wilh.] 37 — 4 177348774774, ba. 
Goldkronen 9, 954 @.lPoln.Bkn. — — - Oberschles. K ah 3 10 0 FR 1 452. 
ito B. — 3121149 8. 
nenen Bonds dito | 10% ¼(— 5 109 a 1684, br. 
O esterr. Metalliquesj5 64½ G. Oestr.-Fr. St.-B. J 5 — 66 1164 a½ bu. 
dito Nat-Anl. % [70% bz. Oest. südl. St.-B.| 8 — 6 Mie ba. 
dito Lott -A v. 60s 85 à 84% bz. Oppeln-Tarn 2 — (4 60 um. 
dito dito 64½— 53% B. ®heinische...... 6 — (4 liz d- 
dito der Pr. - A. 4 80 l. dito Stamm- Pr. 6 — 14 IN5B 
dito Eisenb.-L...|— 781, B. ein-Nahebahn| — nr 30% bz. 
Russ Engl. Anl. 18625 88½ bz. Rhr.Cr£.K.Gldb..] 5 6 134, 104, 6. 
dito Holl Anl. 18645 |89 G. Stargard-Posen. .| 4% | — 3½96½ ba. 
dito Poln. Sch-Obl. 4 13% br. Thüringer 170, — 14 sd etw. bz. 
Poln-Pfandbr III Em. 4 752% bz. Warschau-Wien] — — s 69 bz. 
Poln. Obl. a 500 Fl 4 89% B. 
do #300 Fl. 5 92½ E. 
dito 4 200 FII— |— — — Bank- und Industrie-Papiere. 
Kurh ess. 40 Thlr.. . — 156%,.bz. ‘ 
Baden. 35 Fl. Loose.!— 130%, G. Berl. Kaszen-V. . 6 jo [4 [13076 


Braunschw. B. — 


Eisenbahn-Prioritäts-Actlen. Bremer Bank. 5% | 780 
Danziger Bank... 73 11%, G 
Darmst. Zettelb. 8 


Berg.-Märkische.....[41g]101%, bz. 
dito II. 4 


6 
6 102 bz. 
i 101 bz. Geraer Bank 7 8 107% B 
dito IV. A½% 100 B. Gothaer „ 6¹ — 02 B. 
dito UI v. St.3½.(3½/84½ be. Hannoversche B.] 64½ 100½% 8 
Cöm- Minden 102% bz. Hamb. Nordd. B.] 68 75), 114% 8. 
dito IIS |104% 6. „ Vereins-B.| 61½. 12 106 G 
dito 4195 G. Königsberger B. 5% | 6% 109% B 
dito un! 1934, @ Luxemburger B.| 9 . 87% B 
dito %%% a % bz. Magdeburger B. 4½ 5/0 4 1020 
dito I 92% 6. Posener Bank.. % 7 101 
Cos. Oderb. (Wilh.) A 0% B. Preuss. Bank -A. 78¼/ % | — 4½ 146 bz 
dito III. Em. . 4 ½ 97 ½% B Thüringer Bank.] 4 4 77 
Galiz. Ludwigsb. 5 8 % G. 51 |? 


Weimar „ 


Niederschl.-Märk, . 8 907 4 
to conv. . 
9 Berl. Hand.-Ges.] 8 — 111 B. 
dito III. 2 94% B. Coburg. Credb. A.] 7 — 100 etw. bz 
— * Wee ba. Darmstädter „ 8½ | 6 92½ ba 
Niederschl, Zweigb., 5 30, 8. G 
e 5 102½ . Dise-Com.-Ant | 0. ich 0 N 
Oberschles. A. . 4 96. G. e 25 
. 8 5 1 Genfer Credb. A.| I — 40 % ba. 
1 155 465% 8 Leipziger „4 2 86 8. 1 b. 
7 5 Be 980% 8 Meininger „7 — 101 bz. u @ 
5 „ 3 94% 5 MoldauerLds.-B.] 214 | — 42 br. u. 0 
2 SCET ET Ossterr.Credb.A.| 6 — SZ ½ a bz 
dito F.. 444½10 bz. Schl. Bank-Ver..| 6 3 
Oest.-Franz. .uun.n..]B [260 b 2 5 * hd. 
Oest. südl. St.-. . 3 260% B 7 
Rhein. v. St. gar. ꝗ44½ 103 Minerva. . — 6 1324, bz. 
Rhein-Nähe-B. gar...\414'101 B Fbr.v.Eisenbbid.| 8 8½ Js |tls be. 
Weohsel-Gourse. 
Amsterdam 280 Fl. . .]10T.1143% bz. Augsburg 100 Fl.. 42 M. 56. 26 G. 
to dito 2 M. 143% dbu. Leipzig 100 Thlr. 8 T. 9% 6. 
Hamburg 300 Mk . 8 T. 152 : z. to dito 2 M. 09 % G 
to 2 M. 150 ½ bs. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M. 66. 28 G. 
London 1 LS... 3 M. 8. 22%, bu. Petersburg 100 8.-R. . 3 W. 89 , b. 
Paris 300 Eres 2 M. FO bz. dito dito 3 M. 58 % bz 
Wien 150 Fl... 6. T. 91 % ba. Warschau 90 fl.-R. . 8 T. 80% bz. 
dito dito 2 M. 90 % dz Bremen 100 Thlr.. . 8 T. li bz 


Berlin, 28. K Weizen loco 45-61 Thl. nach Qualitat, hoch⸗ 
bunter polniſcher 59 Thl., bunter poln. 58 Thl., gelber poſener 57 Thl., 
gelber märk. 53% Thl., gelber uckermärker 52—53 Thl. ab Bahn bez. — 
Roggen loco 81—83pfd. 36% —37 Thl. ab Bahn bez., März 37 Thl. Br., 
Frühjahr 35% —39½ Thl. bez. und Br., Thl. Gld., Mai⸗Juni 36% 
% Thl. bez., Br. und Gld., Juni⸗Juli 377 — / Thl. bez., 4 Thl. Br., 


Juli⸗Aug. 37% —38% Thl. bez., Sept.⸗Oktbr. 538% -39% Thl. bez — 
Gerſte, große und kleine 27—34 Thl. pr. 1750 Pfd. Hafer ‚loco 


2125 Thl., pomm. 24% Thl., warthebrucher 23% Thl. ab Bahn bez., 
Lieferung pr. Frühjahr 227 Thl. bez., Mai⸗Juni 23 Thl. bez., Juni⸗Juli 
23% Thl. bez., Juli⸗Aug. 24% Thl. bez. — Erbſen, Kochwaare 45—52 
Thl., Futterwaare 42—45 Thi. — Rüböl loco 12% Thl. Br., März 
und März⸗April 12% Thl. Br., April⸗Mai 12½— , — “ Thl. bez. und 
Gld., % Thl. Br., Mai⸗Juni 12% — 4 — % Thl. bez., Br. und Gld., 
Sept.⸗Okt. 12 — , Thl. bez. — Leinöl loco 12 Thl. Br. — Spiri⸗ 
tus loco ohne Faß 13% Thl. bez., März und März⸗April 137 — 1 Thl. 
bez. und Br., % Thl. Gld.. April⸗Mai 13 / — , Thl. bez., Br. und Gld. 
Mai⸗Juni 131 % Thl. bez. und Br., % Thl. Gld., Juni⸗Juli 147 — 
% Thl. bez. und Br., % Thl. Gld., 1 14% — 1 Thl. bez., Br. 
und Gld., Aug.⸗Septbr. 14 — 7 Thl. bez., Sept.⸗Oktbr. 15 Thl. nom, 
Weizen bei feſten Preiſen reger Umſatz. Roggentermine zogen in Anbe⸗ 
tracht der Temperatur⸗Variationen gleich zu Anfang bei ſehr ausgreifender 
Thätigkeit ſeitens der Speculation und Commiſſion an. Zu dieſen Momen⸗ 
ten geſellte ſich die Deckungsfrage per Frühjahr, und durch letztere beſonders 
trat eine ſehr vermehrte Kauflust an den Markt, die nur zu bedeutend geſtei⸗ 
gerten Preiſen ihre Befriedigung fand. Dieſe Feſtigkeit blieb denn auch bis 
zum Schluſſe vorherrſchend. Das Loco⸗Geſchäft iſt trotzdem nicht belebt und 
wenn wir auch von höheren Preiſen Notiz nehmen müſſen, fo vermüſſen wir 
doch eine großere Betheiligung von Seiten exportirender Häuſer. Hafer recht 
gut preishaltend. Termine feſt und höher. 
Diaurch Speculationsankäufe in Rüböl erböhten ſich Preiſe bei recht feſter 
Haltung, namentlich müſſen wir dies beim Herbſttermin hervorheben. Für 
die anderen Termine beſtand auch gute Frage, welche Veranlaſſung war, daß 
gegenüber der ſich zeigenden nur ſchwachen Verkaufsluſt Courſe die notirte 
Steigerung erfuhren. In Spiritus fand ein recht belebter Umſatz ſtatt und 
Preiſe hoben ſich in Folge verſchiedener Deckungs⸗Speculationsankäufe bei 
Zurückhaltung der Verkäufer um reichlich % Thlr. Gel. 30,000 Ort. 


Provinzial - Zeitung. 


Breslan, 29. Munz Diebſtähle,] Geſtohlen wurden: Meſſergaſſe 
Nr. 20 ein Kopfkiſſen mit blau und weiß karrirtem Ueberzuge und blau 
und weiß geſtreiftem Inlett, jo wie ein alter blau und gen gemuſterter 
Frauen⸗Oberrock; einem Leinwand⸗Fabrikanten fünfzig Ellen braun und 

weiß karrirte Züchen⸗Leinwand. - 

Verloren wurde: ein Geſindedienſtbuch, auf Pauline Kloſe lautend. 

Gefunden wurden: ein neues Geſinde⸗Dienſtbuch; eine braune Ledertaſche; 
5 Sgr.; ein rothſeidenes Taſchentuch; eine Brieftaſche, in welcher ſich ein 
Reiſepaß, auf den Hutmachergehilfen Otto Vietzch lautend, ein Brief und 
zwei Poſt⸗Einlieferungsſcheine befanden; eine ſchwarzlederne Gigarrentafche 
mit Stahlbugel; eine Schnupftabakdoſe von Horn; zwei ſilberne gen elöffel: 
2 Sgr. 7 Pf. baares Geld; ein Hunde⸗Halsband von Leder mit Meſſingkette 
und dergleichen Platte, auf welch letzterer der Name F. Aland befindlich. 

Angekommen: Lehfeld, Geheimer Rath, aus Glogau. Lenze, koͤnigl. 
Geheimer Ober⸗Baurath, aus Berlin. Coſtenoble, Geheimer Rath und 
Direktor der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn, aus Berlin. (Pol. Bl.) 


5 Jauer, 28. März. fun daß hebel — Klapierinſtitut. — Jahr⸗ 
markt.] Das Curatorium für das hierorts zu gründende Gymnaſium iſt 
in ſeiner feige die geren von der königl. Regierung beftätigt worden. Es 
bilden daſſelbe die Herren: Bürgermeiſter Lindemann, Pastor prim. Herr⸗ 
mann, Beigeordneter Stephan, Hütten⸗Director Promnitz, Vorwerks⸗ 
Beſitzer Weber, Dr. med, Jäniſch. Dieſe Herren haben nun geſtern einen 
Director für das Gymnafium gewählt in der Perſon des Prorectors Herrn 
Dr, Volkmann in Pyritz in Pommern, welchem ein bedeutender Ruf als 
Lehrer und Literat ſeines Faches, vorausgeht. Zu Michaeli dieſes Jahres 
ſoll die Anftalt eröffnet werden, und zwar zunächſt in dem Lokale des Ger 
bäudes, welches bis jetzt die Bürgerſchule inne gehabt. Dieſe letztere Anſtalt 
ort zu Michaelis auf, als ſolche zu beſtehen. — Am 24, veranſtaltete das 
75 begründete Klavierinſtitut des Cantors Fiſchet eine öf⸗ 


„[Ktankheit wäre nur Ruhr geweſen. — Seit heut haben wir wieder Thau⸗ 


ge 85 die ſtatt früherer Erſparniſſe, nun Schulden haben. 


Ihe Aufführung, welche ſehr ſtark, auch von auswärts, bes |jeh 
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ſeit der kurzen Zeit ihres Beſtehens viele Theilnahme gefunden. — Der ge⸗ 
ſtrige erſte Tag des Jahrmarkts war namentlich von Landleuten zahlreich be⸗ 
ſucht; doch dürfte das heut eingetretene Schneewetter ſtörend einwirken. Das 
zum 17. Mai hier ftattfindende Thierſchaufeſt ſoll mit einer Ausſtellung 
von Erzeugniſſen hieſiger Gewerbtreibender verbunden werden. 


Reichenbach, 27. März. [Verf e Bei Gelegenheit des 
Stiftungsfeſtes des Muſeum⸗Vereins brachte die Poltmann'ſche Kapelle eine 
größere Compoſition unſeres Mitbürgers, des Herrn Lehrer Herm. Froſt zu 
Gehör. Es ift dies „ein Sommerabend im Gebirge“, Tongemälde in 6 Bil⸗ 
dern. Die Compoſition, welche in Berlin wiederholt mit großem Beifall auf 
eführt worden ift, wird demnächſt auch von einer der bedeutendſten Muſik⸗ 
apellen in Breslau zu Gehör gebracht werden, und dem Componiſten hoffent⸗ 
lich einen wohlverdienten Erfolg bereiten. — In unſerem Kreiſe ſtehen in 
nächſter Zeit mehrere Kirchenbauten in Ausſicht. Der Bau einer neuen 
evangeliſchen Kirche in Hennersdorf ſoll noch in dieſem Jahre in Angriff 
genommen werden. Der Bahnhof in Jacobsdorf wird mit Beginn des 
1 erweitert werden. Man ſcheint dabei auf die Möglichkeit der 

usführung einer Zweigbahn nach Tannhauſen zu rückſichtigen. — Geſtern 
fand in Ernsdorf wieder eine Weberverſammlung ſtatt. Wie wir 
bören, ſoll die Strohflechterei auch in die MWeberviftriste der Graſſchaft Glaz 
übertragen werden. — In einer andern dort erſcheinenden Zeitung iſt bei 
Kada einer Beſprechung über die beuthener Gymnaſienfrage auch unferer 
Realſchulverhältniſſe gedacht. Es iſt darin erwähnt, daß hier von 7000 Ein⸗ 
wohnern 3000 katholiſch und 4000 proteſtantiſch ſeien, und daß Herr Provin⸗ 
zial⸗Schulrath Dr. Scheibert den Vorſitz in einer Verſammlung geführt, 
und den proteſtantiſchen Charakter der neu zu begründenden Schule betont 
habe. de Darſtellung enthält weſentliche Unrichtigkeiten. Nach der neueſten 
Volkszählung leben hier 3936 Proteſtanten, 2121 Katholiken. Zur Dotirung 
der Realſchule wird eine zu proteſtantiſchen Schulzwecken fundirte Stiftung, 
die jährlich 700 bis 800 Thlr. abwirft, verwendet. Der urſprüngliche Plan 
des Gründungs⸗Comite's beſtand darin, eine Simultanſchule zu errichten, da 
indeß ſpäter im Intereſſe der Sache die Staatsregierung erſucht werden mußte, 
das Patronat der Schule zu übernehmen, hat allerdings der königl. Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſarius Hr. Conſiſtorialrath Dr. Schneider (nicht Scheibert) 
bemerkt, daß dann die Anſtalt eine proteſtantiſche werden muͤſſe. — Es iſt 
febr bedauerlich, daß auch bei ſolchen allgemein wichtigen Zwecken confeſſionelle 
Bedenken ſtörend wirken, wie dies ſich auch hier bei der Einzahlung der ge⸗ 
zeichneten Actienbeträge gezeigt hat. 


r. Namslau, 27. März. [(Feſtfeier, — Luftſpiegelung. — 
Feuer.] Am 26. d. M. beging der evangeliſche Männer⸗ und Jünglings 
Verein das Feſt ſeines einjährigen Beſtehens. Zu dieſem Zwecke fand 
Abends 6 Uhr in der evangeliſchen Kirche ein feierlicher Gottesdienſt ſtatt, 


und nach demſelben vereinigten ſich die Mitglieder in dem Vereinslocale zu | T 


einem heiteren und gemüthlichen Abendbrodte. — Geſtern Abend 7% Uhr 
wurde am öſtlichen Himmel ein röthlicher ganz ſchmaler und ſenkrecht ſtehen⸗ 
der Streif wahrgenommen, der wie der Schweif eines Kometen ausſah 
und anfänglich umfomehr für einen Kometen mit zwei Schweifen!, der eine 
auf⸗ der anvere abwärts, jedoch in ganz ſenkrechter Richtung ſtehend, gehal⸗ 
ten wurde, als in der Mitte des Streifens ein heller Punkt, gleich dem 
Kerne eines Kometen von der Größe des Abendſternes leuchtete. Der Strei⸗ 
fen war kaum breiter, als der Kern ſelbſt und faßte dieſen von beiden Sei⸗ 
ten ein. Nach einigen Minuten erhellte ſich unter dem abwärts ſtehenden 
Schweife und an dieſen anſtoßend ein von Südoſt nach Nordweſt gehender, 
ſcharf abgegrenzter Wolkenſtreif von gleichmäßig fortlaufender Breite glän⸗ 
zend roth und mehrere Minuten ſpäter ein zweiter ganz ähnlicher Wolken⸗ 
ſtreif über dem oberen Schweifende. Die prächtige Erſcheinung erhielt da: 
durch die Form eines ſchiefliegenden lateiniſchen H (), nur waren die 
beiden mit einander parallel laufenden Querſtreifen wenigſtens 15mal fo 
breit, als der ſie verbindende ſenkrechte Strahl. Die ganze Erſcheinung, die 
hunderte von Menſchen mit faſt ängſtlicher Spannung bewunderten und die 
den Aſtronomen reichlichen Stoff zu Forſchungen geboten hätte, dauerte un⸗ 
verändert über eine halbe Stunde und war durch eine, in ſenkrechter Rich⸗ 
tung unter dem ſchmalen Streif ausgebrochene große Feuersbrunſt entſtan⸗ 
den. Auf dem Lande, wo der Aberglaube noch da und dort einheimiſch iſt, 
wird dieſe Luftſpiegelung, die einen wahrhaft herrlichen Anblick gewährte, 
natürlich als eine Zuchtruthe des Himmels, als ein böſes Zeichen, oder als 
ein feuriges, Krieg bedeutendes Schwert angeſehen worden ſein. Das Feuer 
ſelbſt war in dem von hier über 2 Meilen entfernt liegenden Dorfe Henners⸗ 
dorf, 5 8 Kreiſes, ausgebrochen und ſoll das Dominium und ein Paar 
Bauernhöfe eingeäſchert haben. 


= Koſel, 28. März. Heute fällt bei uns den ganzen Vormittag hin: 
durch der Schnee in großen Flocken und wir ſehen einem abermaligen Win⸗ 
a W e Das Eis auf der Oder oberhalb unſerer Stadt ſteht immer 
noch feſt. 


e. Von der öſterreichiſchen Grenze, 27, März. [Verſchiedenes.] 
Von Seiten der königl. Regierung iſt jetzt der Ortſchaft Hoſchialkowitz eine 
Summe von 2000 Thlen, für Vieh gezahlt worden, welches der Rinder: 
peſt halber getödtet werden mußte. Für dieſe Entſchädigungen beſteht ein 
Kreisverſicherungsverband; in Oeſterreich, wo die Verſicherung nicht beſteht, 
hat ſich die Peſt zum großen Theil deshalb ſo lange gehalten, weil man, da 
Entſchädigungen nicht gezahlt wurden, alles Vieh ſterben ließ. Jetzt wird 
in Oeſterreich das preußiſche Inſtitut der Verſicherung nachgeahmt werden. 
In der Gegend iſt großer Mangel an Thlerärzten; aus Mangel an Belch: 
rung ſeitens derſelben war daher auch das vage Gerücht aufgetaucht, die 


wetter, man hofft im Intereſſe des Ackerbaues, daß daſſelbe endlich durch, 
greifend fein möchte. — Auch unter der Bevölkerung unſeres Landſtriches 
ſuchen Agenten Leute zum Auswandern nach Polen zu verleiten, Ob: 
wohl ſchließlich ein fleißiger Menſch überall fein Fortkommen findet, fo liegen 
doch trübe Etfahrungen genug vor, um mit Recht vor leichtſinniger Leber: 
ſiedelung warnen zu können. 


1 Vorträge und Vereine. 

. Breslau, 26. März. [Geſundheitspflege⸗Verein.] Die 
heute Nachmittag ſtattgefundene Generalberſammlung wurde von dem 
Vorſitzenden, Prediger Hofferichter, mit einigen vorläufigen Mittheilun⸗ 
gen über Lage und Ausſichten des Vereins eröffnet. Das letzt abgelaufene 
Jahr kann ein günſtiges genannt werden, da die Zahl der Krankheitsfälle, 
die in ihm zur Behandlung der Vereinsärzte gekommen ſind, 900 weniger 
betrug als im vorigen Vereinsjahre. Auch ſei es dem Verein hierdurch mög⸗ 
lich geworden, feinen Vermögensbeſtand wieder auf ca. 650 Thlr. zu erhö⸗ 
hen. Solche Erſparniſſe ſeien aber um ſo nothwendiger, als die Kaſſe durch 
das Aufhören der Rabattgewährung ſeitens der Apotheker mit um fo grö⸗ 
ßeren Rechnungen für Arenei belaſtet werde. — Es folgte der Kranken⸗ 
bericht des Vereinsarztes Ur. Aſch. Zur Behandlung gelommen ſind im 
v. J. laut gedrucktem Berichte 5059 Kranttzeitsfälle unter den durchſchnitt⸗ 
lich 5800 Mitgliedern des Vereins, davon ſind mit Geneſung 4787, mit Er⸗ 
leichterung 42 verlaufen, 23 in andere Behandlung übergegangen, 119 (alſo 
2,29 &) mit Tod beendet, und 88 in Beſtand geblieben; die Medizinkoſten 
haben im Ganzen 1910 Thl., auf den Krankenfall alſo durchſchn. 11% Sgr. 
betragen. Die Aufhebung des von den Apothekern bisher genoſſenen Rabalts 
belaſtet den Verein, wie alle ſolche Anſtalten, ſchwer, wenn ſie auch nicht 
deſſen Beſtand gefährden, wie dies bei einigen ähnlichen 5 N 

e bisheri⸗ 
gen Schritte gegen die betreffende Miniſterialvetordnung ſeien fruchtlos ge⸗ 
weſen, und es ſei fraglich, ob die von den gleichfalls in ihrer Armenkran⸗ 
kenpflege betroffenen Communalbehörden mit ihrer desfallſigen Petition glüd: 
licher ſein würden? Der Verein muß ſich alſo auch hier ſelbſt helfen, jo 
gut er kann, und zwar durch größte Sparſamkeit mit Medicamenten und 
deren Erſetzung durch, wo irgend möglich, ſelbſt beſchaffte Hausmittel, durch 
pünktliche Einlieferung der Arznei⸗Gläſer c. Außerdem werden die Rech⸗ 
nungen der Apotheken von nun an jährlich bezahlt. Dr. Pinoff fügte bins 
zu, daß ungünſtige Geſundheitsverhältniſſe auch dieſen Verein auf die Länge 
mit Schuldenlaſt bedrohen, da eine Rücknahme der Miniſterialverordnung 
nicht zu erwarten ſeſ. Er wiederholte einen bereits früher eingebrachten 
Vorſchlag, die Apotheker ftatt zu Gewährung des Rabatts zur Zahlung von 
freiwilligen Beiträgen zu veranlaſſen, und in jedem Bezirk nur 1 Apotheke zu 
Lieferung der Vereinsarzneien zu benutzen. Auch er ermahnte die Mitglie⸗ 
der zur Sparſamkeit mit Arzeneien und zur Anwendung von Hausmitteln. 
Nachdem Dr, A ſch hierauf entgegnet, daß eine Heranziehung der Apotheken 
u Mitgliedsbeiträgen als Geſetzesumgehung betrachtet werde, und daß eine Be⸗ 
berge der Mitglieder auf beſtimmte einzelne Apotheken, namentlich in 

en Vorſtädten, nicht durchführbar ſein werde, daß aber einer größeren Spar⸗ 
amkeit der Aerzte in Verordnung von Arzeneien das Vorurtheil vieler Mit⸗ 
lieder entgegenſtehe, die durchaus etwas „verſchrieben“ haben wollen, 
wünſchte ein Mitglied „Veröffentlichung einer desfallſigen Belehrung durch 
den cl es ſprach der Vorſitzende die Hoffnung aus, den Gegenſtand in 
einer fpäteren zahlreicheren Verſammlung nochmals zur Sprache gebracht zu 

en. 3) ſtand auf der Tagesordnung der ſtatiſtiſche und Kaſſenbericht des 
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dert war. Die Mitgliederzahl betrug dem vorliegenden Berichte zufo Pr 
Ende 1863: 1380 Jamie A 549 Angehörigen, der Zuge f 1 4 8 

nen mit 500 Angehörigen; Abgang 137 Familien mit 561 Gliedern, alſo 
Beſtand am letzten Dezember 1864: 1378 Perſonen mit 5587 An . 
Der Kaſſenbericht zeigt als Beſtand am Schluſſe v. J. 322 Thlr. 16 Som. 
6 Pf.: Einnahme 4206 Thlr. 23 Sgr. 11 Pf., Ausgabe 3879 Thlr. 17 Sgr. 
5 Pf., fo daß am 1. Januar d. J. ſich 649 Thlr. 22 Sgr. Beſtand erwieſen, 
gegen vor. Jahr mithin mehr: 327 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. Die ahme der 
dei dem Verein beſtehenden F betrug am 
1. Januar 1864 incl. Beſtand: 181 Thlr. 21 Sgr. 7 Pf.: Ausgabe 36 Thlr. 
22 Sgr.; mithin blieben im Beſtand für dies Jahr 144 Thlr. 20 Sgr. 2 Pf. 
Beſchloſſen wurde, die 650 Thlr. Beſtand der Vereinskaſſe in Zukunkt ſtatt 
bei der ſtädt. Sparkaſſe bei dem Vorſchuß verein anzulegen, der außer 
einem höheren Prozentſatz auch noch andere Vortheile bietet, und deſſen So⸗ 
lidität ſich ſtets mehr und mehr Anerkennung erworben hat. Hierauf wurde 
zur Neuwahl der Kaſſenreviſionscommiſſion geſchritten, und dann noch die 
Mittel beſprochen, die den bisher meiſt nur ſpärlichen Beſuch der General⸗ 
verſammlung heben könnten. Es wurde die Abhaltung „diätetiſcher Vor⸗ 
träge“, die Verlegung der General⸗Verſammlung auf einen Wochenabend 
vorgeſchlagen, deren Erwägung dem Verwaltungsrath übertragen, und dann 
11 1 * mit der üblichen Sammlung fer die Unterſtützungskaſſe ger 

oſſen. 


x Breslau, 28. März. [Die Generalverſammlung der Vor⸗ 
Hände für die vereinigten 6 Kleinkinder⸗Bewahranſtalten),. 
welche am 27. März im oberen Börſenſaale abgehalten wurde, begann mit 
der Rechnunglegung pro 1864 durch den Vorſitzenden des Vereins, Hrn. 
Stadtrath Rahner. Hiernach beträgt die Einnahme 1602 Thl. 10 Sgr. 
5 Pf., die Ausgabe 1537 Thl. 27 Sgr. 4 Pf., mithin der Baarbeſtand 64 
Thl. 13 Sgr. 1 Pf., welcher mit dem Vermögens⸗Beſtande der Anſtalten 
zuſammen 15,014 Thl. 13 Sgr. 1 Pf. beträgt. Das Vermögen hat fomit 
einen Zuwachs um 458 Thl. 28 Sgr. 11 Sr erfahren, — Zur Bildung des 
engeren Vorſtandes der Anftalt Nr. 7 haben ſich zum Eintritt erboten die 
Frauen Ober⸗Staatsanwalt Fuchs, Medizinal⸗Rath Römer, Hauptlehrer 
fla ger und die Herren Diaconus Zachler, Fabriken⸗Commiſſ, Hofmann 
und Hauptlehrer Pflüger. Die Zahl der Zöglinge aller Anſtalten betrug 
Ende 1864 565. Der Beſuch war befriedigend, das Betragen durchaus gut. 
Letzteres bezeichnete der Vorſtand als Folge der Mühen ſeitens der Lehrerin⸗ 
nen, denen auch der Hr. Reviſor durchweg Anerkennung zollte. daher wurde 
ee jeder Lehrerin eine Remuneration von 12 Thl. aus der Kaſſe 
ewilligt. 


i Breslau, 28. März. [Handwerker⸗Verein.] Dr. Stein, deſſen 
cultur⸗hiſtoriſcher Vortrag dem Vierteljahrs⸗Programme nach geſtern auf der 
agesordnung ſtand, war leider noch durch die erlittene Krankheit an deſſen 
Abhaltung verhindert, und hatte der Vorſtand für Vertretung ſorgen müſſen. 
(Or. Stein hat ſich den Vortrag für ſpäter vorbehalten.) In Folge deſſen 
bielt ein junger Techniker, Mechanikus O. Pangritz, einen Vortrag über 
Telegraphie. Es ſtand ihm eine gro:e Anzabl Apparate zur Verfügung, 
deren Gebrauch ſowie Zeichen er mitiheilte. — Nach dem Vortrag fand wieder 
eine kurze Fragebeantwortung ſtatt, wo einige über e 
über den geſelligen Abend (Sonnabend den 1. April) erledigt, indeß andere 
für einen ſpäteren Abend zurückgelegt wurden. 


Breslau, 28. März. [Aus der chriſtkatholiſchen Gemeinde] 
theilen wir mit, daß nächſten Sonntag, 2. April, Prediger Th. Hofferich⸗ 
ter den Vortrag hält und dann Gemeindeverſammlung ſtattfindet. In der 
Gemeinde hatte es Verwunderung erregt, daß in den Liſten, welche die 
Kammerberichte über die Petitionen freier Gemeinden wegen der Corpora⸗ 
tions⸗ oder juriſtiſchen Rechte ꝛe. brachten, ſich keine Petition der biefigen 
Gemeinde befand, obwohl eine ſolche im Herbſt vorigen Jahres in Umlauf 
een und auch unterſchrieben worden war; ſie muß alſo in dem Spalt ver⸗ 
chwunden fein, der ſich zu jener Zeit zwiſchen den beiden Theilen öffnete. 
Vorſtand und Aelteſte haben, wie wenig Erfolg auch nach den gemachten 
Erfahrungen und bei ihrer Verſpätung jeßt noch zu hoffen ſei, dennoch die 
nachträgliche Einreichung einer ſolchen beſchloſſen und ſie bereits zu den 
Händen des breslauer Abgeordneten Kaufmann Laß witz eingereicht. Sie 
wollten wenigſtens ihrerſeits nichts unterlaſſen, wodurch die Rechte der Ge⸗ 
meinde gefördert oder doch vertreten werden konnen. — Die Jugendweihe 
(Confirmation) wird am erſten Oſterfeiertag durch Hrn. Hofferichter voll⸗ 
zogen werden. 

ch. Oppeln, 26. März. ilomathie.] In der geſtrigen zahlrei 

beſuchten Verſammlung ver Mouton be SR ſich —— ee 
Wahl des Sekretärs in Stelle des mit dieſem Amle ſeither betrauten und 
jetzt ausſcheidenden Herrn Staatsanwalt Giehlow. Nach vorhergängiger 
Verſtändigung darüber, daß dieſe Wahl nicht durch den Vorſtand allein, 
ſondern durch die ſämmtlichen Mitglieder der Geſellſchaft vorzunehmen ſei, 
fiel dieſelbe auf den bereits dem Vorſtande angehörigen Regierungs⸗Rath 
Herrn v. Ernſt, in deſſen Stelle im Vorſtande Herr Regierungs⸗ und Con⸗ 
ſiſtorialrath Baron gewählt wurde. Den demnächſtigen Vortrag hatte Herr 
Regierungs⸗ und Medicinalrath Dr. Eitner übernommen und fi dazu das 
Thema: „Der Wald und ſein Einfluß auf die Vegetation, Klima und Ge⸗ 
ſundheit“ auserſehen. — Wir gedenken außerdem des in der vorhergehenden 
Verſammlung von Herrn Dr, Ritter gehaltenden auregenden und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vortrages über den Einfluß der Erziehung auf die Entſtehung 
von Seelenſtöͤrungen.“ 


Glaz, 25. März. Geftern Abend wurde eine General⸗Verſammlung 
des hieſigen Vorſchuß⸗Vereins unter Vorſitz des Hrn, Oberlehrers 
De, Wittiber abgehalten. Der Geſchäftsumſatz war am Schluſſe des Jahres 
1864 (bei 746 Mitgliedern) 193,630 Thlr. 19 Sgr. 6 Pf. Das eigene Gut⸗ 
baben der Mitglieder 10,509 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. Fremde Darleben beliefen 
ſich auf 41,770 Thlr. 13 Sgr. Die Einnahme auf 4210 Thlr. 14 Sgr. 2 Pf. 
die Ausgaben auf 2186 Tölr. 2 Sgr. 6 Pf. Nachdem die Tantieme für den 
Rendanten, die Remuneration für den Sekretär feſtgeſtellt und die Höhe des 
Weribes für den anzuſchaffenden eifernen Geldſchranken beſtimmt war, wurde 
die Dividende auf 20 pt. feſtgeſetz und der nicht unbedeutende Ueberſchuß 
von nabe an 500 Thlr. dem Reſerveſonds überwieſen, wodurch derſelbe jetzt 
eine Höhe von über 1000 Thlr. erreicht hat. Da in dieſem Jahre, bereits 
weit über 100 Mitglieder beigetreten find, fo hat die Mitgliederzahl des 
Vereins bereits die Zahl von 900 überſtiegen. f 


Schützen⸗ und Turn⸗Zeitung. 


pp. Breslau, 28. März. [Kreisturntag.] Montag den 17. und 
Dinstag den 18. April findet hier eine Berathung von Depulirten der Son 
vereine des zweiten deutſchen Turnkreiſts (Schleſien und Süd⸗Poſen) BR 1 
Hauptgegenſtand der Debatte wird das ſchleſiſche Provinzial⸗Turnfeſt, w 
in den erſten Tagen der mit dem 16. Juli beginnenden Woche ftatıfinden ſoll, 
fein, Die Beratbung wird Montag den 17. Abends im dag, Turnſaal 
am Berlinerplatz durch Ausführung der für das Feſt vorgeſchlagenen Fre⸗ 
übungen und des Reigens vom hieſigen Turnverein eingeleitet. Den S luß 
des Abends bildet eine gemüthlihe Verſammlung in einem noch zu beſtim⸗ 
menden Lokale. Dinstag am 18. April verfammeln ſich die Deputirten Früh 
8% Uhr in der Aula des Eliſabet⸗Gymnaſiums. Daſelbſt wird feſtgeſtellt: 
1) Zeit und Dauer des Feſtes, 2) Bedingungen für die Theilnahme am Feſte, 
9 Entwurf der Feſtordnung für bie rein kurneriſche Thätigkeit. Vorgeſch agen 
wird: A, a. Aufmarſch, b. Freinbungen und Reigen, c. Riegenturnen an er 
räthen, d. Kürturnen am Pferd, Barren u. Reck; B. a. Turnen einzelner Ver⸗ 
eine, b. Riegen⸗Wettturnen, 


c. 0 der u. 5 d. Spielen ngen 
ruppen, e. Fackelreigen, je nach der Anzahl der Feſttage alle e 
dr N 8 eine. 0%) Wahl eines Kreisturnausſchuſſes zur Leitung des 
Feſtez. 5) Beſtimmungen über die Reihenfolge der Vereine im Feſtzuge. 
Für diejenigen Abgeordneten, welche Turnlehrer oder Turnwarte in ihren 
Pereinen ſind, oder ſich ſonſt dafür intereſſiren, wird mitgetheilt, daß ſich am 
achmittage des Kreisturntages im Cliſabetan, Nachmitiag 3 Uhr, Beſpre⸗ 
chungen über Turnunterrichtsgegenſtände anſchließen werden. Ein Vortrag 
über das Mädchenturnen iſt angemeldet. Von 6-8 Uhr Abends wird in 
vem ſtädtiſchen Turnſaale am Berliner Platze ein Mädchenſchauturnen der⸗ 
anftaltet. Nachher findet gemeinſames Abendbrodt ſtatt. 


4 Leobſchütz, 27. März. [Turnperern.] Der durch ſeine immer 
mehr zuſammenſchmelzende Mitgliederzahl der Auflöfung nahegebrachte hie⸗ 
ſige Turnverein hat ſich in feiner letzten General⸗Verſammlung, wo es fi 
um Sein oder Nichtſein handelte, eines Beſſeren beſonnen und iſt entſchloſſen, 
auszuharren und im Sommerfemeiter die Turnübungen fortzuſetzen. Er 
hat eine um ſo größere Verpflichtung hierzu, als ihm die Leitung einer An⸗ 
zahl Zöglinge, die im Winter in den Verein aufgenommen d abl 
Der Wiedereröffnung des Sommerturnens ſoll eine kleine Feſt ichtelt voran⸗ 
gehen. Für das J n⸗Denkmal iſt ſeitens des Vereins bereits eine Gabe 
abgeſandt worden. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


J N ſucht war. Die Anſtalt darf ſich der erreichten Erfolge wohl freuen, und hat! Rendanten Luſchner, der durch ploͤßliche Krantyeit am Erſcheinen verhin ⸗ Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


